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Traktandum 1 

Mitteilungen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich begrüsse Sie zur letzten Sitzung im 2024. Im Speziellen 
begrüsse ich die Schülerinnen und die Schüler der Kreisschule Aarau Buchs, welche heute 
unsere spannende Sitzung mitverfolgen werden. Als kleines Weihnachtspräsent habe ich 
allen Sitzungsteilnehmenden eine kleine Schachtel Goldstücke aus dem Töpferhaus ver-
teilt. Der Einwohnerrat entscheidet an seinen Sitzungen viel für unser "Goldstück Aarau". 
Die Schokolade soll darum die politische Arbeit etwas versüssen und vielleicht auch daran 
erinnern, wie schnell Goldstücke dahinschmelzen können. Wir haben heute noch viel vor. 
Die Inpflichtnahme von Monika Suter als neues Ratsmitglied müssen wir überspringen. Mo-
nika Suter ist noch nicht vor Ort. Vorerst kommen wir zur Abänderung der Traktanden-
liste. Die Traktandenliste ist den Mitgliedern des Einwohnerrats ordnungsgemäss zuge-
stellt worden. 

Enthalten ist die Motion "Zeitnahe Lösung für den Zurlindensteg" inklusive Antrag auf 
Dringlichkeitserklärung. In dem Sinne ergibt sich ein Abänderungsantrag zur Traktanden-
liste. Zuerst behandeln wir – ausschliesslich - die Dringlichkeitserklärung. Wird die Dring-
lichkeitserklärung angenommen, werden wir das Traktandum im Anschluss an die Nut-
zungsplanung und an die Revitalisierung der Markthalle anhängen.  
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Traktandum 2 

Motion Lea Naon (GLP), Alexander Umbricht (GLP), Fabio Mazzara (Pro Aarau), Beatrice 
Klaus (SP), Laszlo Etesi (SP), Nicole Lehmann Fricker (FDP), Petra Ohnsorg (Grüne): 
Zeitnahe Lösung für den Zurlindensteg; Antrag auf Dringlicherklärung 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 6. Dezember 2024 haben die Einwohnerrätinnen und 
Einwohnerräte Lea Naon (GLP), Alexander Umbricht (GLP), Fabio Mazzara (Pro Aarau), 
Beatrice Klaus (SP), Laszlo Etesi (SP), Nicole Lehmann Fricker (FDP), Petra Ohnsorg (Grüne) 
die Motion «Zeitnahe Lösung für den Zurlindensteg» eingereicht mit folgendem  

Antrag 

Der Stadtrat wird beauftragt, dem Einwohnerrat im Jahr 2025 einen Projektierungskredit 
für einen zeitnah realisierbaren Ersatzneubau oder einen Ergänzungsbau des Zurlin-
denstegs für die verkehrliche Anbindung des Scheibenschachens und der Aarenau für Ve-
lofahrende/Zufussgehende zu unterbreiten. 

Gleichzeitig wird beantragt, die Motion dringlich zu erklären. Die Begründung lautet wie 
folgen: 

Die Motion verlangt, dass der Stadtrat dem Einwohnerrat im Jahr 2025 einen Projektie-
rungskredit für einen zeitnah realisierbaren Ersatzneubau oder Ergänzungsbau des Zur-
lindenstegs unterbreitet. Mit dem Abwarten auf die Botschaft zur Motion und regulären 
Traktandierung im Einwohnerrat ginge wertvolle Zeit verloren. Die Motion hat zum Ziel die 
Arbeiten für eine Lösung beim Zurlindensteg zügig voranzutreiben und ist deshalb für 
dringlich zu erklären. 

Lea Naon, Mitglied: Die Situation auf dem Zurlindensteg ist prekär. Es ist eng, es ist ge-
fährlich und das Problem wird bald noch verschärft durch den Bezug der neuen Überbau-
ung der Ortsbürgergemeinde in der Aarenau. Zudem nimmt im August 2025 die Tages-
schule ihren Betrieb auf. Das Mobilitätskonzept der Tagesschule verlangt, dass Elterntaxis 
auf dem Mühlemattparkplatz parkieren sollen. Das heisst, dass ab kommendem Schuljahr 
zusätzliche Kinder den Zurlindensteg überqueren werden. Die Motion verlangt vom Stadt-
rat, dem Einwohnerrat einen Projektierungskredit im Jahr 2025 zu unterbreiten. Wenn wir 
bis zur Botschaft und bis zur ordentlichen Traktandierung des Geschäftes warten, wird das 
halbe Jahr 2025 bereits um sein, bis wir darüber entscheiden können. Es sollte möglichst 
bald Klarheit geschaffen werden, damit sich die Stadt an die Arbeit machen kann. Wir ha-
ben hier eine echte Möglichkeit, den Prozess für einen Ersatzneubau oder eine zusätzliche 
Brücke neben dem jetzigen Steg zu beschleunigen. Wenn wir diese Motion heute überwei-
sen, können wir mindestens ein Jahr gewinnen. Bis jetzt ist nämlich noch nichts im Investi-
tionsplan der Stadt enthalten zu diesem Thema. Es ist höchste Zeit, dass der Schei-
benschachen eine würdige Anbindung für den Velo- und Fussverkehr erhält, welche der 
Entwicklung dieses Quartiers auch gerecht wird. An alle diejenigen hier im Rat, die sich 
eher wenig in der Umgebung des Zurlindenstegs bewegen: Eine nicht Dringlicherklärung 
dieser Motion wäre ein Schlag ins Gesicht der Bewohnerinnen und Bewohner des Schei-
benschachens, die schon sehr lange auf eine Lösung warten und –meiner Meinung nach  
zu Recht – sich zu wenig ernst genommen fühlen. Es ist ja nicht so, dass dieses Problem 
nicht schon längst bekannt ist. Dieser Motion ging auch die Anfrage "Verbreiterung Zurlin-
densteg" voraus, welche ich im März dieses Jahres eingereicht hatte. Leider traf die Ant-
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wort erst 8 Monate später eine. Dafür sind jetzt in dieser Antwort alle relevanten Informati-
onen enthalten, die es braucht, um der Dringlichkeit und danach auch dem Inhalt dieser 
Motion mit einem grossen Ja zuzustimmen. Damit können wir die Arbeiten für eine Lösung 
dieses bekannten und anerkannten Problems endlich starten. Wir entscheiden hier und 
heute nur eines: Soll der Stadtrat die Planung für den Ersatz zweier Brücken, die praktisch 
am Ende ihres Lebenszyklus' sind, im Jahr 2025 beginnen oder warten wir bis im Jahr 
2026 oder noch länger? Wollen wir die prekäre Situation dieser zentralen Verbindung zwi-
schen Scheibenschachen und der Stadt/dem Bahnhof möglichst rasch beheben oder nicht? 
Wir fällen keinen Variantenentscheid, wir beschliessen kein Verfahren und auch keinen 
Kredit. Wir entscheiden schlicht und einfach: Wollen wir rasch mit der Lösung beginnen 
oder wollen wir das Problem noch länger vor uns herschieben. Ich bitte dieser Dringlich-
keit zuzustimmen, um heute über die Motion zu befinden und sie dann auch zu überwei-
sen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Zwischenzeitlich sind Monika Suter und Peter Jann einge-
troffen. Willkommen. Vor der Abstimmung führen wir die Diskussion zum Geschäft. An-
schliessend wird Monika Suter in Pflicht genommen. Somit ist sie für die Abstimmungen 
stimmberechtigt. 

Laszlo Etesi, Mitglied: Kurz vorweg: Die SP-Fraktion stimmt dem Anliegen der Motion 
grundsätzlich mehrheitlich zu, da die Notwendigkeit von einer guten Lösung für eine si-
chere Aareüberquerung auf der Zurlindeninsel anerkannt wird. Es ist aber wichtig, bei der 
vorliegenden Motion zwischen dem Ziel, nämlich einer guten Lösung für die Quartiere 
Aarau Nord und Telli, und der Dringlichkeit zu unterscheiden. Die SP-Fraktion hat die 
Dringlichkeit inhaltlich und formell ausführlich diskutiert und ist mehrheitlich gegen eine 
Dringlichkeitserklärung: Erstens inhaltlich; gute Lösungen brauchen auf beiden Seiten Zeit, 
um zu gedeihen: beim Stadtrat und bei der Verwaltung für die Vorbereitung aber auch 
beim Einwohnerrat für die Beratung und Beschlussfassung der Botschaft. Die Dringlichkeit 
nimmt beiden Seiten diese notwendige Zeit weg. Das Geschäft droht zu einer "Hauruck-
übung" zu werden. Zweitens formell; abgesehen von ganz speziellen Situationen, in denen 
Vorstösse absolut zeitkritisch sind, zum Beispiel beim zurückgezogenen Geschäft zum 
Skilager, ist es demokratiepolitisch nicht gut, wenn Geschäfte als "dringlich" eingestuft 
werden, weil dabei der ordentliche Entscheidungsprozess abgekürzt wird.Man wünscht 
sich zwar eine möglichst rasche Lösung für den Zurlindensteg, das Geschäft wird deshalb 
aber nicht gleich dringlich. Eine Minderheit der Fraktion wird die Dringlichkeit unterstüt-
zen, da das Thema der sicheren Aareüberquerung seit der ähnlich lautenden Motion aus 
dem Jahr 2019 im Stadtrat hängig ist und sich mit der laufenden Entwicklung des Quar-
tiers Aarau Nord sowie der Eröffnung der Tagesschule das Platz- und Sicherheitsproblem 
auf dem Zurlindensteg weiter verschärfen wird. Die Fakten liegen nun auf dem Tisch und 
es ist durchaus möglich, bis Ende nächsten Jahres einen Planungskredit auszuarbeiten. 
Dieser kann dann im Einwohnerrat breit diskutiert und verabschiedet werden. 

Petra Ohnsorg Matter, Mitglied: Aller guten Dinge sind drei. Erstens: Vor der Erneuerung 
des Kraftwerks Rüchlig hat der Stadtrat mit der Axpo verhandelt und wir hätten eine Fuss- 
und Veloverbindung mit bauen können. Damals hat es Stimmen gegeben, die wortwörtlich 
gefunden haben, das sei "nice to have", und man müsse sparen. Und so ist das Projekt im 
Jahr 2012 hier im Rat nicht über den Bach gegangen, sondern "Bach ab" mit 21 zu 20 Stim-
men. Zweitens: Irgendwann ist tatsächlich eingetroffen, was beim ersten Versuch schon 
vorausgesehen worden ist. Es ist fleissig gebaut worden, vielmehr Leute nutzen den Zur-
lindensteg über die Aare, der zu einem Nadelöhr geworden ist. Also hat man erneut ange-
fangen zu planen. Dieses Mal mit einer separaten Fuss- und Velobrücke unterhalb des 
Rüchlig: übrigens für ungefähr viermal so viel Geld wie beim ersten Mal – so viel zum 
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Thema sparen. Leider hat sich während der zweiten Planung herausgestellt, dass die Reali-
sierung von einem Brückenkopf am vorgesehenen Ort vielleicht gar nicht möglich ist. Des-
halb sind wir jetzt beim dritten Anlauf – bei einer Ergänzung oder einem Ersatz für den 
Zurlindensteg. Dringlich ist der dritte Versuch in unseren Augen deshalb, weil wir weiter-
hin nicht nur mit einem grösseren Bedarf rechnen müssen, sondern wir müssen auch da-
mit rechnen, dass der Bedarf sehr bald nochmals grösser wird. Wir haben es von Lea Naon 
gehört. Im Sommer 2025 wird die Tagesschule eröffnet, die Überbauung Aarenau wird 
bald fertiggestellt. Im Entwicklungsgebiet Telli entsteht möglicherweise in wenigen Jahren 
zusätzlicher Schulraum. Im Budget 2025 sind aber keine Mittel für den Zurlindensteg ein-
gestellt. Bis 2030 ist im Investitionsplan rein gar nichts vorgesehen. Das ist aus unserer 
Sicht zu lange. Da sind wir nicht gleicher Meinung wie die SP. Wir finden es richtig und 
wichtig, dass der Stadtrat und die Verwaltung sehr bald ein klares Zeichen von uns bekom-
men. Es geht noch nicht darum, hier einen inhaltlichen Entscheid zu treffen. Es geht da-
rum, dass eine Brücke oder ein Steg eine grosse Investition ist, ob mit oder ohne Wettbe-
werb. Es ist wichtig, dass das Zeichen jetzt von uns kommt. So bleibt Zeit, bis zum Budget-
prozess im Mai eine vernünftige Finanzplanung zu machen und die entsprechenden Mittel 
im Investitionsplan einzustellen. Wir Grünen werden deshalb den Antrag auf Dringlichkeit 
einstimmig unterstützen. Sollte dieser Antrag angenommen werden, werden wir selbstver-
ständlich auch die Motion einstimmig unterstützen. Gute Fuss- und Veloübergänge sind 
definitiv nicht mehr ein "nice to have", sondern ein "Need to have". Sie sind sehr wichtig. 
Damit soll die Mobilität gewährleistet werden zwischen den wachsenden Quartieren und 
die zukunftsfähige Weiterentwicklung – trotz Fluss dazwischen. Das entlastet schliesslich 
nicht zuletzt auch unsere Innenstadt. In diesem Sinne hoffen wir, dass heute Abend "aller 
guten Dinge" drei werden. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Die SVP wird die Dringlichkeit dieser Motion nicht unter-
stützen. Ich weise auf den Zeitpunkt der Einreichung dieser Motion hin. Sie wurde vergan-
genen Dienstagnachmittag eingereicht. Die meisten von uns waren an diesem Abend an 
der Fraktionssitzung. Aus unserer Sicht ist es unseriös, ein Projekt dieses Ausmasses der-
massen zu pushen und die Motion einfach für dringlich zu erklären. In jüngster Vergan-
genheit haben die Dringlichkeitserklärungen, egal worum es sich handelt, zugenommen. 
Von den Politikerinnen und Politikern in diesem Saal wird fast alles für dringlich erklärt. 
Die SVP ist hier anderer Meinung. Es wäre nicht seriös, die Motion bereits eine Woche spä-
ter ausführlich zu behandeln – auch die Dringlichkeit nicht. Die SVP lehnt die Dringlich-
keitserklärung "Zeitnahe Lösung für den Zurlindensteg" ab. Es wäre ein schlechtes Zei-
chen, wenn man zu einem nicht absolut wichtigen und dringlichen Geschäft so kurzfristig 
eine Motion einreichen könnte. Ein Übergang über die Aare ist vorhanden. Er ist zwar 
schmal, aber funktioniert. Das Zauberwort ist hier "Rücksichtnahme". Wir müssen nun die 
Motion nicht forcieren und dringlich überweisen. Es wäre vor der Debatte sehr interessant 
gewesen, wie sich der Stadtrat dazu äussert. Das Votum des Stadtrats werden wir sicher 
noch im Nachgang hören. Die SVP lehnt die Dringlichkeit der Motion einstimmig ab. 

Werner Schib, Vizestadtpräsident: Der Stadtrat betreibt keine Fundamentalopposition, 
weder gegen die Dringlichkeitserklärung noch inhaltlich zu diesem Geschäft. Es ist der 
Entscheid des Einwohnerrates, über die Dringlichkeit zu befinden. Inhaltlich sind wir mit 
dieser Motion deckungsgleich. Der Stadtrat hat, schon bevor die Motion eingereicht 
wurde, das Stadtbauamt beauftragt, für einen Ersatzneubau oder einen Ergänzungsbau die 
notwendigen Kredite zu planen und zu beantragen. Das soll im kommenden Jahr auch so 
passieren. 
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Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 30 Ja-Stimmen gegen 15 Nein-Stimmen bei einer Enthaltung 
folgenden 

Beschluss 

Die Motion "Zeitnahe Lösungen für den Zurlindensteg" wird für dringlich erklärt.  

Dieses Geschäft wird heute Abend nach dem Traktandum "Revitalisierung Markthalle; wei-
teres Vorgehen ab 2025" behandelt.  
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Traktandum 3 

Inpflichtnahme von Monika Suter als neues Ratsmitglied (anstelle von Fabienne Lu-
der) 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Das Wahlbüro hat an seiner Sitzung vom 15. November 
2024 Monika Suter als Ersatz für Fabienne Luder bestätigt. Neue Ratsmitglieder müssen in 
Pflicht genommen werden. Ich bitte alle Ratsmitglieder, sich zu erheben. Monika Suter 
bitte ich, sich nach vorne zu begeben. Ich werde die Gelöbnisformel vorlesen und bitte das 
neue Ratsmitglied, diese mit den Worten "ich gelobe es", zu bestätigen. Im Geschäftsregle-
ment § 3 ist festgehalten: "Ich gelobe als Mitglied des Einwohnerrates, das Wohl der Stadt 
Aarau zu fördern und gemäss der Verfassung und den Gesetzen nach bestem Wissen und 
Gewissen zu handeln". 

Monika Suter, Mitglied: Wie man hört, stamme ich ursprünglich aus der Region Basel. Es 
hat mich für ein paar Jahre nach Zürich verschlagen. Schuld daran waren einerseits der Be-
ruf und andererseits die Liebe. Seit 13 Jahren lebe ich im Aarauer Gönhard-Quartier. Es ge-
fällt mir in Aarau ausserordentlich gut. Der Ort bietet alles zum Wohnen und zum Leben. 
Leider arbeite ich nicht in Aarau. Beruflich bin ich ursprünglich Geografin. Ich habe mich 
weitergebildet in Immobilienmanagement und Raumplanung. Vorher habe ich bei der Stadt 
Baden gearbeitet, als Leiterin der Abteilung Planung und Bau. Seit drei Jahren arbeite ich 
beim Kanton Bern, ebenfalls in der Raumplanung, als Kantonsplanerin. Ich kenne bis dato 
den Ratsbetrieb eher von aussen oder zumindest als Zuschauerin. Ich freue mich, dass ich 
hier nun Einsitz nehmen kann. Mein politisches Engagement startet nicht heute, sondern 
ich bin seit sechs Jahren im Vorstand der Grünen in Aarau und dort seit 2020 im Amt als 
Präsidentin. Das heisst, dass ich das politische Geschehen hier in Aarau schon seit einiger 
Zeit mitverfolge, wie auch die Arbeit der Fraktion der Grünen. Ich freue mich sehr, hier Ein-
sitz zu nehmen und mich vertieft mit den Geschäften zu befassen und mit Ihnen zusam-
men über die Ausrichtung und Weiterentwicklung von Aarau zu debattieren. 
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Traktandum 4 

Anfrage Urs Winzenried (SVP): Einhaltung von Fristen bei parlamentarischen Vorstös-
sen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 12. September 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried 
(SVP) eine Anfrage betreffend Einhaltung von Fristen bei parlamentarischen Vorstössen 
eingereicht. 

Die Anfrage kann wie folgt beantwortet werden: 

Frage 1: Ist sich der Stadtrat bewusst, dass die revidierten § 42 und § 43 des Einwohner-
ratsreglements in Sachen Fristen bei parlamentarischen Vorstössen auch nach mehr als 
einem halben Jahr seit der Inkraftsetzung im Februar 2024 nach wie vor nicht konsequent 
befolgt werden? Was sagt der Stadtrat zu dieser unschönen Tatsache?  

Ja, der Stadtrat ist sich dessen bewusst. Festzuhalten ist aber auch, dass die Mehrheit der 
Vorstösse fristgerecht bearbeitet wird. Dort, wo es zu Verzögerungen kommt, sind diese 
teilweise auf die hohe Arbeitslast oder auf Vakanzen in den Verwaltungsbereichen zurück-
zuführen. 

Frage 2: Fehlt den Stadtbehörden nach Ablauf eines halben Jahres allenfalls immer noch 
das nötige Bewusstsein für die neuen verbindlichen Regelungen im Einwohnerratsregle-
ment? 

Nein, das Bewusstsein fehlt nicht. 

Frage 3: Hat der Stadtrat die Verwaltung über seine in der Beantwortung meiner (zweiten) 
Anfrage vom 7. Juni 2024 aufgeführten Massnahmen bei der Beantwortung von parlamen-
tarischen Vorstössen informiert? Wenn ja, in welcher Form? 

Die Beantwortung von Vorstössen wurde an der Sitzung der Abteilungsleitenden im Au-
gust sowie an einem Sektionsleitungsworkshop thematisiert. 

Frage 4: Warum ist meine Anfrage vom 2. April 2024 in Sachen «Zukunft der Stadtpolizei» 
nach bewilligter Verlängerung der Beantwortungsfrist bis zum 31. August 2024 am 11. 
September 2024 immer noch nicht beantwortet? 

Die Verzögerung der Beantwortung ist infolge einer abteilungsinternen Kommunikations-
panne entstanden. Die internen Prozessabläufe wurden erneuert und optimiert, somit soll-
ten keine Verzögerungen bei Beantwortungen von Anfragen mehr entstehen. 

Frage 5: Warum liegt hinsichtlich meiner Anfrage vom 2. Juni 2024 in Sachen „Polizeiliche 
Grosskontrolle am Bahnhof“ nach Ablauf der Beantwortungsfrist von 3 Monaten am 11. 
September 2024 noch kein Entscheid über eine allfällige Fristverlängerung vor? 

Siehe Beantwortung Frage 4. 

Frage 6: Warum wurden die Postulanten hinsichtlich des Postulates der Fraktion SVP vom 
17. Januar 2024 in Sachen „Transparenz bei Abstimmungen“ nach Ablauf der Beantwor-
tungsfrist von 6 Monaten nicht über den Entscheid des Ratsbüros auf Verlängerung der 
Frist in Kenntnis gesetzt? 
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Für diesen Vorstoss wurde kein Verlängerungsgesuch gestellt. Die Beantwortungsfrist lief 
während den Sommerferien ab. Der Stadtrat hat die Botschaft am 19. August 2024 verab-
schiedet. 

Frage 7: Nehmen der Stadtrat und insbesondere die Verwaltung der Stadt Aarau die Best-
immungen von § 42 und § 43 des Einwohnerratsreglements als verbindliche Regelungen 
wirklich ernst genug oder betrachten sie sie möglicherweise noch immer eher als «unver-
bindliche Ordnungsregeln»? 

Die Bestimmungen in den § 42 und 43 des Einwohnerratsreglements werden vom Stadtrat 
und der Verwaltung ernst genommen und als verbindlich betrachtet. 

Frage 8: Was unternimmt der Stadtrat konkret, damit die revidierten Bestimmungen von § 
42 und § 43 des Einwohnerratsreglements in Sachen Fristen und Vorgehen bei parlamen-
tarischen Vorstössen künftig strikte befolgt werden? 

Die Stadtkanzlei wird weiterhin die pendenten Vorstösse überwachen und die Termine re-
gelmässig kontrollieren. 

Urs Winzenried, Mitglied: Besten Dank an den Stadtrat für die fristgerechte Beantwortung 
der Anfrage betreffend Fristen. Ich fasse mich kurz, weil die Behandlung eines Postulats in 
gleicher Sache in einer der kommenden Einwohnerratssitzungen anstehen wird. Nun zur 
Anfrage: Es gibt einen römischen Rechtssatz, der folgendermassen lautet: "pacte sunt ser-
vanda" – Verträge sind einzuhalten. Der Stadtrat ist sich bewusst, dass die revidierten Pa-
ragrafen 42 und 43 des Einwohnerratsreglements nicht konsequent befolgt werden. Er 
nimmt die Fristen ernst und betrachtet sie als verbindlich – gemäss dem eingangs erwähn-
ten römischen Rechtssatz. Der Stadtrat scheint aber zufrieden zu sein, dass die Mehrheit 
der Vorstösse fristgerecht beantwortet wird. Die Mehrheit kann zum Beispiel 51 % sein. 
Das heisst, dass 49 % nicht zeitgerecht beantwortet werden. Es könnte auch heissen, dass 
95 % zeitgerecht beantwortet werden. Eine Mehrheit heisst aber auch nicht: alles wird 
rechtzeitig beantwortet. Das erstaunt. Denn das Reglement verlangt mit grosszügigen Fris-
ten, dass die Vorstösse innerhalb der Fristen beantwortet werden: ein Jahr für Postulat und 
Motionen, sechs Monate für Anfragen. Der Stadtrat begründet die Verzögerung von meh-
reren Vorstössen mit hoher Arbeitslast, Vakanzen in der Verwaltung, Kommunikationspan-
nen und Sommerferien. Das alles führte dazu, dass die Vorstösse nicht fristgerecht beant-
wortet werden konnten. Die Begründungen sind aus meiner Sicht unbefriedigend. Ich freue 
mich jetzt schon auf die Debatte im Einwohnerrat, wenn der Rat Farbe bekennen muss. 
Steht er für die Fristen ein oder ist das ein "Jekami". Ich bin gespannt, wie sich der Rat ent-
scheiden wird. Mit der Beantwortung auf meine Anfrage bin ich nur teilweise zufrieden. 
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Traktandum 5 

Anfrage Marcel Bruggisser: Anfrage zur SIP 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 6. September 2024 hat Einwohnerrat Marcel Bruggisser 
eine Anfrage betreffend der SIP eingereicht. Die Anfrage kann wie folgt beantwortet wer-
den: 

Frage 1: Bis wann geht der Stadtrat davon aus, dass die Alimentierung der SIP abgeschlos-
sen ist und die SIP vollständig operativ ist? Was erschwert die Personalrekrutierung? 

Die Sicherheit Intervention Prävention (SIP) hatte 2024 zwischenzeitlich Vollbestand. In-
folge einer Kündigung ist aktuell eine Stelle offen. Die Personalrekrutierung wird durch die 
kleinen Pensen (20 % – 30 %) erschwert. Zudem wird die Arbeit in der Regel nur in den 
Abend- und Nachtstunden geleistet. 

Frage 2: Die Security-Kontrollen, welche im Auftrag der Stadt mit Hund unterwegs waren, 
wurden zwischenzeitlich abgeschafft. Inwiefern kann deren Arbeit durch die SIP im aktuel-
len Zustand der Nicht-Vollbesetzung ersetzt werden? Wurden hier Ersatzmassnahmen ge-
troffen, um die öffentliche Sicherheit aufrechtzuerhalten? 

Die SIP ist einsatzfähig. Derzeit ist eine Stelle vakant. Das Aufgabenfeld der Security kann 
abgedeckt werden. Ersatzmassnahmen mussten diesbezüglich keine getroffen werden. 

Frage 3: Welche Erfahrungen hat die Stadt mit der SIP gemacht: Gibt es bereits ein erstes 
Zwischenfazit, ob die gesetzten Ziele erreicht wurden? Wie gross ist der effektiv geleistete 
Beitrag der SIP zu einer verbesserten Sicherheitslage in der Stadt? 

Die SIP wurde von den unterschiedlichen Zielgruppen gut angenommen. In ihrer Rolle als 
Botschafterin, Vermittlerin, Helferin und Beobachterin ist die SIP proaktiv im Stadtgebiet 
unterwegs. Durch den regelmässigen Austausch in der abteilungsübergreifenden Arbeits-
gruppe kann zeitnah auf verschiedenen Ebenen agiert werden. Insbesondere bei der Bil-
dung von neuen Hotspots oder Orten, wo eine Konsumation von Betäubungsmitteln fest-
gestellt wird, kommt der SIP eine wichtige Rolle zu. Als Beobachterin kommt sie schnell in 
Austausch und, wenn nötig, ermöglicht sie Interventionen aus den verschiedenen Berei-
chen. Zudem findet sie durch ihre Flexibilität schnell einen niederschwelligen Zugang zu 
neuen Problematiken und kann erste präventive Massnahmen umsetzen (bspw. bei Ruhe-
störungen, Littering, etc.). Wie gross der effektiv geleistete Beitrag der SIP zu einer verbes-
serten Sicherheitslage in der Stadt ist, ist nicht messbar und kann derzeit nicht beurteilt 
werden. 

Frage 4: Wie beurteiltet die Stadtpolizei die Tätigkeit der SIP? 

Die Stadtpolizei steht im ständigen Austausch mit der SIP. Die Tätigkeit der SIP wird als 
positiv wahrgenommen, sie entlastet und ergänzt die Stadtpolizei in gewissen Bereichen. 
Die Grenzen der SIP zeigen sich insbesondere bei Situationen mit grösseren, unkooperati-
ven Gruppierungen und stark alkoholisierten Personen. Diese Situationen erfordern den 
Einsatz der Sicherheitskräfte. 

Frage 5: Gibt es Rückmeldungen aus der Bevölkerung zur Arbeit der SIP? 

Die Mitarbeitenden der SIP werden anlässlich der Patrouillentätigkeit immer wieder durch 
Passantinnen und Passanten angesprochen, welche sich für deren Arbeit bedanken. Bei der 
Abteilung Sicherheit sind bislang keine Rückmeldungen aus der Bevölkerung eingegangen. 
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Frage 6: Wie kann die SIP zur Verbesserung der Sicherheit am Bahnhof beitragen (siehe 
Antwort auf Anfrage von Michael Schibli)? 

Die Präsenz der SIP am Bahnhof hat bereits eine präventive Wirkung gezeigt. Ihre Präsenz 
wird von den Personen vor Ort wahrgenommen. In den Gesprächen mit den Gruppierun-
gen und mit Einzelpersonen vor Ort appelliert die SIP an die Eigenverantwortung; Sei es in 
Bezug auf Littering, Alkohol- und Drogenkonsum, sowie Gewalt. Die SIP setzt sich für ein 
friedliches Miteinander ein. 

Frage 7: Angesichts der zunehmenden Sicherheitsprobleme und der geplanten Aufsto-
ckung: Sollten die knappen finanziellen Ressourcen nicht besser direkt in die Stadtpolizei 
investiert werden, anstatt sich auf die weniger wirksame Prävention zu konzentrieren? 

Das Pilotprojekt SIP läuft bis Ende 2025. Im Pilotprojekt wird die Wirksamkeit der SIP stetig 
reflektiert. Die Tätigkeiten der SIP sind jedoch nicht identisch mit deren der Stadtpolizei, 
weshalb ein direkter Vergleich nicht möglich ist. Aktuell besteht für den Stadtrat kein Be-
dürfnis, das Projekt SIP zu beenden, um die Ressourcen in die Stadtpolizei zu investieren. 
Die SIP ist ein zusätzliches, ergänzendes Element und ersetzt keine Polizeipatrouille. 

Frage 8: Wie gross ist der effektive Nutzen und die Nachhaltigkeit von Einsätzen der SIP, 
wenn bloss Ermahnungen ausgesprochen werden können und im Konfliktfall umgehend die 
Polizei beigezogen werden muss? 

Der Stadtrat ist davon überzeugt, dass die Präsenz der SIP auf dem Stadtgebiet, ihre Inter-
ventionen und die Gespräche mit deren Zielgruppen eine nachhaltige Wirkung erzielen. Im 
Bereich Littering und Lärm zeigt sich immer wieder, dass es Personen in den Gruppierun-
gen gibt, welche sich über die Diskussionen mit der SIP Gedanken machen und ihr Verhal-
ten anpassen und sich folglich auch innerhalb einer Gruppierung für Themen wie Lärm 
und Littering einsetzen. Personen, welche sich an die durch die SIP vermittelten Werte hal-
ten und diese auch innerhalb von Gruppierungen weitergeben, leisten einen erheblichen 
Beitrag für ein friedliches Miteinander und eine saubere Stadt. 

Sie fordern ihre Kolleginnen und Kollegen gleich selber auf, etwas ruhiger zu sprechen, 
um die Nachtruhe nicht zu stören oder den Abfall in einem nahegelegenen Abfalleimer zu 
entsorgen. 

Marcel Bruggisser, Mitglied: Ich danke dem Stadtrat für die Beantwortung meiner Anfrage 
zur SIP. Mit der Prävention ist es so eine Sache. In der Medizin bin ich persönlich ein gros-
ser Anhänger der Prävention. Ich weiss aber auch, dass der Nutzen nicht gut messbar und 
sie deswegen umstritten ist. Auch zu der SIP sagt der Stadtrat, dass der effektiv geleistete 
Beitrag zur Verbesserung der Sicherheitslage in der Stadt nicht messbar sei und aktuell 
nicht beurteilt werden könne. Immerhin sieht der Stadtrat, dass die Präsenz der SIP im Be-
reich Littering und Lärm bei ihren Zielgruppen eine nachhaltige Wirkung erzielt. Die SIP 
kann bei diesen Personen offenbar eine Verhaltensänderung in der Gruppe erwirken. Das 
ist sicher positiv zu werten. Littering ist eines der grössten Ärgernisse und auch etwas, 
das am einfachsten zu vermeiden wäre. Im Kanton Aargau können für Littering auch Bus-
sen erteilt werden. Man kann sich vorstellen, dass der Aufwand der SIP in dem Bereich 
hoch ist und, dass sie wahrscheinlich immer und immer wieder die gleichen Ermahnungen 
aussprechen müssen. Ich spreche den Angehörigen der SIP ein grosses Lob für ihre Arbeit 
aus. Der Kommandant der Stadtpolizei hat uns im September mitgeteilt, dass er noch 
mehrere Stellen beantragen werde für die kommenden Jahre. Er hat uns seine Personal-
problematik aufgezeigt. Mit der Weiterentwicklung der Regionalpolizei kommen neue Auf-
gaben hinzu, die bisher die Kantonspolizei übernommen hat. Das Pilotprojekt SIP läuft bis 
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Ende 2025. Es wird dann die grosse Frage sein, wie die knappen Mittel verteilt werden sol-
len. In eine robustere Sicherheitsorganisation wie die Stadtpolizei oder in die Präventions-
präventionsarbeit. 
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Traktandum 6 

Anfrage Christoph Müller (SVP): Effektive Kosten und Auswirkungen Umsetzung To-
talrevision AbwR und AbwV 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 16. September 2024 hat Christoph Müller (SVP) eine An-
frage nach den effektiven Kosten und Auswirkungen im Zusammenhang mit der Umset-
zung der Totalrevision des Abwasserreglements und der Abwasserverordnung (AbwR und 
AbwV) eingereicht. Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Frage 1: Was kostet die Einführung der neuen Benützungsgebühr 2024, die nun gestützt 
auf der Totalrevision von AbwR und AbwV erhoben wird, insgesamt? 

Es sind nicht nur alle externen Kosten zu berücksichtigen, sondern auch alle internen Kos-
ten.  

Die Frage kann erst nach der finalen Umsetzung des Abwasserreglements und der Abwas-
serverordnung, d.h. nach der Rechtskraft aller Verfügungen beantwortet werden. Die Kos-
ten werden dem Einwohnerrat mit der Kreditabrechnung des Investitionskredits 
6300.Z63.5.015 mit dem Gesamtbetrag von Fr. 450'000.- voraussichtlich Ende des Jahres 
2025 bekannt gegeben. 

Frage 2: Wie sieht die Aufschlüsselung der Gesamtkosten aus? 

- Erstmalige Erhebung / Erfassung 
- Laufende Erfassung baulicher Veränderungen  

Siehe Antwort zu Frage 1. 

Frage 3: Wie hoch sind die durch die Stadt Aarau vereinnahmten Benützungsgebühren pro 
Jahr? (bisher und nach der Totalrevision von AbwR und AbwV) 

Das bisherige Gebührenvolumen der Benutzungsgebühren setzt sich gemäss Jahresrech-
nung 2023 wie folgt zusammen: 

 

Grundgebühr (ehemals "Abwasserbenützungsgebühren") Fr. 2'788'433.80 

Verbrauchsgebühr (ehemals "Klärgebühr") Fr. 1'203'211.30 

Gesamt  Fr. 3'991'645.10 

     
          
Das Ziel der Totalrevision des Abwasserreglements und der Abwasserverordnung (AbwR 
und AbwV) war das gleich hohe Gebührenvolumen wie bisher zu erheben. Die Höhe der 
künftigen Einnahmen fällt bei der Grundgebühr geringer aus, da sich im Rahmen der Erfas-
sung und Klassifizierung der gebührenrelevanten Flächen in Einzelfällen Fehler zugunsten 
der Grundeigentümer/-innen eingeschlichen haben. Hierfür konnte vorab kein finanzieller 
Puffer bei der Festlegung der neuen Gebührensätze eingeplant werden. Die Höhe der zu-
künftigen Gebühreneinnahmen lässt sich erst feststellen, wenn die Gebührenverfügungen 
rechtskräftig sind. Die Einnahmen bei der Verbrauchsgebühr bleiben in etwa gleich. Die 
Gebühreneinnahmen nach der Totalrevision werden erstmals mit dem Jahresabschluss 
2024 ausgewiesen. 
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Frage 4: Wie viele Liegenschaften sind von Gebührenerhöhungen betroffen, wie viele Lie-
genschaften profitieren von tieferen Gebühren? Wie gross ist das Ausmass der Änderun-
gen? (mit prozentualer Aufschlüsselung der Änderung, Angabe der Anzahl Liegenschaften 
und durchschnittlicher Änderung in Fr.) 

Für die Erstellung einer detaillierten Auswertung der Gebührenänderungen liegen zurzeit 
keine Informationen vor. Die Verbrauchsgebühr bleibt im Vergleich zum alten Reglement 
weitgehend unverändert (gleiche Art und gleiche Höhe der Gebührenerhebung). Bei der 
Grundgebühr hat ebenfalls keine Gebührenerhöhung oder Gebührensenkung, sondern 
eine grundlegende Gebührenneuverteilung stattgefunden. Diese Umverteilung erfolgt nach 
dem Verursacherprinzip. Daher kann es in Einzelfällen zu deutlichen Abweichungen kom-
men. Im alten Reglement wurde die Grundgebühr nach Kubikmeter (m3) Gebäudekubatur, 
im neuen Reglement wird sie nach Quadratmeter (m2) der in die Kanalisation entwässerten 
Fläche erhoben. Zudem wurde die ursprüngliche Datenbank nach Gebäudenummer und 
die neue nach Parzellennummer geführt. Dies erschwert den Vergleich ebenfalls. Bei der 
Betrachtung von einzelnen Parzellen müssen Mehrfachbebauungen, Bebauungen über die 
Parzellengrenze, die Gebührenumlegung, die Umlegung der Flächen von Privatstrassen 
und weitere Spezialfälle ebenfalls berücksichtigt werden. Hinzu kommen unbebaute Par-
zellen, die in die Kanalisation entwässern. Diese entrichten erstmals die entsprechenden 
Gebühren. 

Frage 5: Welcher Prozentsatz der Empfänger des Informationsschreibens des Stadtbau-
amts hat Fehler/Unstimmigkeiten gemeldet und/oder einen Änderungsantrag gestellt? 
Welcher Prozentsatz dieser Änderungsanträge hat zu Anpassungen geführt? 

Es gab bei ca. 10% der versendeten Informationsschreiben Änderungswünsche an der Er-
mittlung der gebührenrelevanten Flächen. Rund zwei Drittel der eingegangenen Ände-
rungswünsche waren teilweise gerechtfertigt und wurden bei der definitiven Verfügung 
und Rechnungsstellung berücksichtigt. 

Frage 6: Wie werden die «Einführungskosten» (siehe 1) gedeckt? 

Sämtliche Kosten sind über den Investitionskredit 6300.Z63.5.015 gedeckt.  

Frage 7: Stehen die «Einführungskosten» (siehe 1) in einem sinnvollen Verhältnis zu den 
vereinnahmten Benützungsgebühren? Wird dem Grundsatz der effizienten Gebührenerhe-
bung Folge geleistet?  

Die Totalrevision des AbwR und der AbwV war notwendig, da das alte Reglement revisions-
bedürftig war. Es entsprach nicht mehr in allen Teilen dem übergeordneten Bundesrecht 
und der kantonalen Gesetzgebung. Es wies zudem Defizite bei der laufenden jährlichen 
Gebührenerhebung auf. Die bisherige Bemessung der Benützungsgebühr anhand der Ku-
batur eines Gebäudes entsprach nicht dem heutigen Verständnis von Verursachergerech-
tigkeit. Gleichzeitig waren aufgrund des fortgeschrittenen Alters des Reglements zahlrei-
che Normen und Formulierungen nicht mehr auf dem neuesten Stand. Ebenso stimmte der 
Rechtsmittelweg betreffend Gebühren und Beiträgen nicht mehr. Schliesslich wurden die 
neuesten gewässerschutz- und umweltrechtlichen Vorgaben umgesetzt. Der interne Ge-
setzgebungsprozess konnte vollständig mit vorhandenen personellen Ressourcen geleistet 
werden. Die Vernehmlassung und Umsetzung waren ein aufwändiger Prozess. Der für die 
Einführung notwendige Kredit wurde vom Einwohnerrat bewilligt. 

Frage 8: Welches Lenkungsziel erhofft die Stadt durch die Mehrausgaben («Einführungs-
kosten») resp. durch die Veränderung der Gebührenstruktur für die Liegenschaftenbesit-
zer zu erreichen, d.h. welches Ausmass (in % und in m²) an nicht sickerfähiger Fläche auf 
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Stadtgebiet wird schätzungsweise in sickerfähige Fläche umgewandelt als Folge der Total-
revision AbwR und AbwV? Falls eine Kosten-Nutzen-Rechnung existiert, so möge man diese 
bitte offen legen. 

Die Frage schliesst die Antwort bereits ein. Das neue Reglement greift das Verursacher-
prinzip auf und schafft Anreize, Flächen zu entsiegeln und Regenwasser dezentral auf 
dem eigenen Grundstück zu versickern. Seriöse Schätzungen lassen sich hierbei nicht vor-
nehmen. Eine Kosten-Nutzen-Rechnung existiert nicht und sie stand aufgrund der Notwen-
digkeit der Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben nicht im Vordergrund. Das Stadtbauamt 
wird die Entwicklung jedoch über die Jahre beobachten. 

Frage 9: Hätte die Stadt die «Einführungskosten» (siehe 1) nicht weitgehend vermeiden 
können, wenn man bereits vorhandene Daten aus der amtlichen Vermessung, AGIS und 
ebenfalls vorhandenen Grünzifferdaten pro Zone herangezogen hätte? Bei Härtefällen 
wäre – wie im nun gewählten Vorgehen – eine Äusserungsmöglichkeit ja möglich gewesen. 
Welchen Mehrwert erwartet man aus der modernen Drohnenaufklärung? Wie viele Liegen-
schaften (Anzahl insgesamt, Anteil in % aller neu beurteilten Liegenschaften) wurden mit 
Drohne "auf-/abgeklärt"?  

Die genannten Unterlagen wurden selbstverständlich verwendet, ebenso die der Stadt vor-
liegenden Unterlagen zur Liegenschaftsentwässerung der einzelnen Parzellen. Diese Da-
tengrundlage war jedoch für dieses Projekt nicht ausreichend. Durch die Befliegung mit-
tels Drohne wurden aktuelle Orthofotos (senkrecht von oben aufgenommene Einzelbilder) 
erstellt. Diese sind auch für sonstige Zwecke im Geoinformationsportal der Stadt Aarau 
einsehbar. Orthofotos werden immer vom gesamten Stadtgebiet und somit von sämtlichen 
Parzellen aufgenommen. Speziell in diesem Fall und um die Zahl der Ortsbegehungen so 
gering wie möglich zu halten, wurde die Befliegung mit einer weit höheren Auflösung 
durchgeführt, als dies normalerweise der Fall wäre. Auf diese Weise konnte der Aufwand 
für die Erfassung und Klassifizierung der Versiegelungsflächen insgesamt in einem über-
schaubaren Rahmen gehalten werden. Die Orthofotos des Kantons auf der AGIS-Plattform 
weisen für eine aussagekräftige Beurteilung eine zu schlechte Qualität auf. 

Frage 10: War es notwendig, für die Drohnenflüge, insbesondere jene über privaten Lie-
genschaften und innerhalb der Gebiete mit Einschränkungen für Drohnen (siehe dazu In-
formationen und Karten des BAZLhttps://map.geo.admin.ch/?layers=ch.bazl.einschraen-
kungen-drohnen), Bewilligungen einzuholen? Falls ja, wann und für welche Gebiete wurden 
diese Bewilligungen erteilt (bitte Kopien aller erteilten Bewilligungen der Antwort beilegen 
oder mitteilen, wo diese Bewilligungen ohne grossen Aufwand eingesehen werden können). 
Falls keine Bewilligungen notwendig waren resp. keine Bewilligungen beantragt wurden, 
bitte darlegen, auf welcher rechtlichen Grundlage die Drohnenflüge durchgeführt wurden. 

Die Einholung einer Bewilligung war für die Drohnenflüge nicht erforderlich. Die Stadtpoli-
zei wurde über die Einsätze durch den beauftragten Geometer informiert, die Öffentlich-
keit über eine Medienmitteilung. Die durchgeführten Flüge dienten in erster Linie Vermes-
sungszwecken und ergänzten die Amtliche Vermessung im Geoinformationsportal (GIS) 
der Stadt. Das Produkt ist ein aus vielen Einzelbildern generiertes Orthofoto. Dabei war der 
Persönlichkeitsschutz zu jeder Zeit gewährleistet. Die Orthofotos sind auf dem Geoinfor-
mationsportal (GIS) unter dem Link https://gis.geoview.ch/aarau/index.php öffentlich ein-
sehbar. Andere Gemeinden und Kantonsverwaltungen verfahren in gleicher Weise. Aus 
Verhältnismässigkeitsgründen wurden im Zusammenhang mit dem neuen Abwasserregle-
ment diese Orthofotos für die Erfassung und Klassifizierung von Flächen herangezogen. 
Darüber hinaus haben in Einzelfällen vorab angekündigte Ortsbegehungen stattgefunden. 
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Frage 11: Warum werden Eigentumsverhältnisse mit dem Informationsschreiben erfragt? 
Ist dies nicht Sache des Grundbuchamtes? Ist das Stadtbauamt zu Erhebung von personen-
bezogenen Daten überhaupt befugt? Wieso werden die Eigentumsverhältnisse nicht dem 
Aargauischen Geografischen Informationssystem AGIS entnommen? 

Das Informationsschreiben ist rein informativ und verpflichtet die Empfängerin / den Emp-
fänger zu keiner Handlung. Natürlich sind alle Daten mit dem Grundbuch abgeglichen, je-
doch nur zum Zeitpunkt der Erfassung. Darüber hinaus gibt es in vielen Fällen abwei-
chende Rechnungsempfänger/-innen (z.B. Pächter/-innen, Immobilienverwaltungen, 
Stockwerkseigentum, externe Baurechtnehmer/-innen usw.). Die Nachfrage hatte das Ziel, 
die Fehlerquote beim späteren Versand der Verfügungen / Rechnungen zu minimieren und 
Briefretouren zu vermeiden. 
 

Christoph Müller, Mitglied: Die Antwort zu "Effektive Kosten und Auswirkungen Umset-
zung Totalrevision AbwR und AbwV" traf innerhalb der vorgegebenen Frist ein. Die Beant-
wortung fiel ausführlich aus, doch es fehlte an Substanz. Kurz zusammengefasst heisst 
die Antwort zu den meisten Fragen: Wir kennen die Antwort noch nicht. Das überrascht 
mich. Es ist klar, dass noch keine definitiven und präzise Antworten auf fünf Stellen genau 
nach dem Komma möglich sind. Doch die Informationsschreiben sind an die Grundeigen-
tümer verschickt worden. Wenn es stimmt, dass bei ca. 10 % der versendeten Informati-
onsschreiben Änderungswünsche an der Ermittlung der gebührenrelevanten Flächen vor-
gebracht worden sind, dann würde das bedeuten, dass sich bei 90 % die Zahlen im Bereich 
der definitiven Grössen bewegen. Ich hätte erwartet, dass eine gewisse Aussage zu dem 
Total möglich sein müsste. Ich hätte eine ungefähre Einschätzung erwartet, im Wissen, 
dass wegen den Änderungswünschen noch Anpassungen vorgenommen werden müssten. 
Das hat man aber nicht getan. Man wird vertröstet auf Ende 2024, denn da werden die Ge-
bühreneinnahmen nach der Totalrevision erstmals mit dem Jahresabschluss ausgewiesen. 
Beim Lesen der Beantwortung der Anfrage gab es noch andere Inkonsistenzen. Zum Bei-
spiel: "Die Höhe der künftigen Einnahmen fällt bei der Grundgebühr geringer aus, da sich 
im Rahmen der Erfassung und Klassifizierung der gebührenrelevanten Flächen in Einzelfäl-
len Fehler zugunsten der Grundeigentümer/-innen eingeschlichen haben." Wieso hat die 
Stadt die Fehler nicht korrigiert? Wir wissen ja, dass nur jene Personen reklamieren, die 
das Gefühl haben, sie müssten weniger bezahlen, als im Informationsschreiben stand. 
Also 10 % der Empfänger der Informationsschreiben haben reklamiert. Daraufhin lese ich 
in der Antwort des Stadtrates, "zugunsten der Grundeigentümer/-innen" – also zuunguns-
ten der Stadt. Mit Annahme, dass die Fehlerquote symmetrisch ist, gibt es in dem Fall auch 
etwa 10 % Fehler zuungunsten der Stadt. Insgesamt kommt man so auf eine Fehlerrate von 
rund 20 %. Das wirft Fragen auf. Bezahlen 10 % der Parzellenbesitz/der Grundeigentümer 
zu wenig, heisst das, dass die anderen 90 % die Differenz ausgleichen müssen. Ebenfalls 
in der Antwort zu Frage 3 steht: "Die Gebühreneinnahmen nach der Totalrevision werden 
erstmals mit dem Jahresabschluss 2024 ausgewiesen". Ich nehme an, da ist das Jahr 2025 
gemeint – im Jahr 2024 hat noch niemand eine andere Gebühr bekommen? Im Sinne einer 
proaktiven Informationsstrategie wäre es gut, wenn der Stadtrat dem Einwohnerrat die de-
taillierten Kosten mit der Kreditabrechnung des Investitionskredits bekannt geben würde. 
Mir ist klar, dass man den Wechsel von Gebäudenummern auf Parzellennummern nicht in 
jedem Fall nachvollziehen kann. Wahrscheinlich ist es schon so, dass der Abgleich trivial 
sein wird. Der Stadtrat macht die Aussage, dass man unter dem Strich nicht mehr einneh-
men will. Man will die Einnahmen anders verteilen. Im Sinne von "Vertrauen gewinnen" 
wäre es sinnvoll, wenn man die Informationen schlussendlich herausgeben würde. Danke 
für die Beantwortung der Anfrage. 



 

Sitzung vom 16. Dezember 2024 

Seite 402  

Traktandum 7 

Anfrage Christoph Müller (SVP); Aktuelle Kostenschätzung und gesicherte Beiträge 
Neubau KIFF 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 21. Oktober 2024 hat Einwohnerrat Christoph Müller 
eine Anfrage betreffend aktueller Kostenschätzung und gesicherte Beiträge Neubau KIFF 
eingereicht. 

Die Anfrage kann wie folgt beantwortet werden: 

Frage 1: Liegt dem Stadtrat eine aktuelle Kostenschätzung vor; es ist ja davon auszuge-
hen, dass mittlerweile grosse Teile der Aufträge nicht nur ausgeschrieben wurden, son-
dern dass auch entsprechende Offerten vorliegen? 

Dem Stadtrat liegt keine tagesaktuelle, detaillierte Kostenschätzung vor. Bis Mitte Oktober 
wurden gemäss Rückmeldung des KIFF Leistungen im Umfang von insgesamt CHF 20,3 
Mio. ausgeschrieben. Über alle Leistungen wurde ein Vergabeerfolg von rund CHF 350'000 
erzielt. Die restlichen CHF 8,5 Mio. werden laufend ausgeschrieben. 

Frage 2: (…) Welcher Betrag ist aktuell tatsächlich gesichert? 

Gemäss Angaben des KIFF sind von den CHF 5,8 Mio. bis dato CHF 5,337 Mio. gesichert. 

Die Verantwortlichen des KIFF sind zuversichtlich, dass sie die fehlenden CHF 463’000 bis 
Frühling 2025 zusammenbringen werden. 

Frage 3: Welcher Betrag der von der Stadt zugesicherten 12 Millionen ist bisher ausbezahlt 
worden? 

Von den bewilligten 12 Mio. Franken wurde noch kein Betrag ausbezahlt. Lediglich zwei 
Teilbeträge von total 615'870.85 Franken wurden im Rahmen des rückzahlbaren, zinslo-
sen Überbrückungsdarlehens von 1 Mio. Franken (Beschluss ER vom 11. Dezember 2023) 
geleistet.  
 

Christoph Müller, Mitglied: Die Antwort auf die Anfrage ist innerhalb der Frist eingetrof-
fen. Inhaltlich war ich zufrieden, bis heute Morgen. Heute Morgen habe ich auf Seite 19 
der Aargauer Zeitung einen Artikel über das Kiff gelesen. Es sind Zweifel aufgekommen, 
ob der Stadtrat seine Aufgaben im Bereich Kreditüberwachung und Risikomanagement tat-
sächlich ernst nimmt. Man liest in der Zeitung, dass offenbar die Bank dem Kiff im Nacken 
sitzt. Sie will regelmässig wissen, wie man mit dem Projekt vorankommt, wo man steht 
und es werden auch Fragen zu der Tragbarkeit des Kredites gestellt. Ich will heute nieman-
dem die vorweihnachtliche Laune verderben. Auch ich hoffe, dass das Kiff 2 innerhalb des 
gegebenen Budgetrahmens fertiggestellt werden kann. Ich möchte dem Stadtrat folgenden 
Ratschlag mit auf den Weg geben und hoffe, dass der auch umgesetzt wird. Bei dem Hoch-
risikoprojekt Kiff muss genau hingeschaut werden und man muss sich informiert halten, 
damit es nicht zu unliebsamen Überraschungen kommt. Euphorie und Optimismus sind 
bei der Kreditüberwachung keine guten Ratgeber. Ich nehme Bezug zu den aufgeführten 
Kosten, welche für die Beantwortung dieser Anfrage entstanden sind. Geht man von einem 
grosszügigen Stundenansatz von 200 Franken aus, dann muss eine Person 2 Stunden und 
45 Minuten an der Beantwortung für diese Anfrage gearbeitet haben. Es ist mir ein Rätsel, 
wie die Fantasiepreisliste entstanden ist. Stellen wir einen Vergleich an: Die Beantwortung 
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der Anfrage zum Neubau Kiff kostet 550 Franken. Die Beantwortung der Anfrage zu den 
effektiven Kosten und Auswirkungen Umsetzung Totalrevision AbwR und AbwV werden 
mit 700 Franken verrechnet. Es fällt mir schwer, die Zahlen sinnvoll einzuordnen.  
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Traktandum 8 

Beschlussfassung über die Dringlicherklärung des Postulats von Susanne Klaus und 
Martina Niggli (Grüne): Sicherstellung der Skilager für die Aarauer Schülerinnen und 
Schüler 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Das waren sämtliche Anfragen, die der Stadtrat seit der letz-
ten Sitzung beantwortet hat. Mit dem Eintreffen von Gabriela Werder sind 47 Einwohnerrä-
tinnen und Einwohnerräte anwesend. Das heisst, wir haben ein absolutes Mehr mit 24 
Stimmen. 

Wir kommen zu Traktandum 4. Das ist allerdings zurückgezogen worden, und zwar am 
12. Dezember 2024. Susanne Klaus und Martina Niggli ziehen das Postulat über die Be-
schlussfassung der Dringlichkeitserklärung "Sicherstellung der Skilager für die Aarauer 
Schülerinnen und Schüler" zurück. Dieses Traktandum ist somit erledigt. 
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Traktandum 9 

Ersatzwahl in die Finanz- und Geschäftsprüfungskommission für den Rest der Amts-
periode 2022 - 2025 (anstelle von Fabio Mazzara) 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Fabio Mazzara reichte am 20. November 2024 den Rücktritt 
aus der Finanz- und Geschäftsprüfungskommission (FGPK) ein, nachdem er das Amt wäh-
rend fünf Jahren ausgeübt hatte. Lieber Fabio, du hast mit deiner konstruktiven und enga-
gierten Art immer viel zum Gelingen der Entscheidungsfindung in der FGPK beigetragen. 
Danke für deinen Einsatz und ich hoffe, dass du dich auch weiterhin im Einwohnerrat in 
gleicher Weise einbringen kannst. Es liegt ein Wahlvorschlag von Pro Aarau für Samir Her-
tig vor. Die Begründung erteilt Fabio Mazzara.  

Fabio Mazzara, Mitglied: Mit Freude sage ich ein paar Worte zu unserem Kandidaten Sa-
mir Hertig, als mein Nachfolger in der FGPK. Samir ist 26 Jahre alt, in Aarau aufgewachsen 
und hat hier auch die Schulen besucht. In diesem Jahr hat er sein Studium in Wirtschafts-
geschichte beendet. In seiner Freizeit spielt er unter anderem Unihockey im Team Aarau. 
Er besucht auch gerne die FC Aarau-Spiele im Brügglifeld. Zudem engagiert sich Samir mit 
Kollegen bei der Organisation von Kulturveranstaltungen. Er ist seit zwei Jahren Mitglied in 
der Fraktion Pro Aarau. Die Fraktionssitzungen hat er von Beginn an mit seiner überlegten, 
scharfsinnigen und meinungsstarken Art bereichert. Das wird er sicher auch bei der FGPK 
so handhaben. Darum können sich meine ehemaligen Kolleginnen und Kollegen in der 
FGPK nach seiner Wahl auf ein großartiges, neues Kommissionsmitglied freuen. Ich bitte 
euch um Unterstützung und um eure Stimme für die Wahl von Samir Hertig in die FGPK. 
Besten Dank. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Gibt es weitere Wahlvorschläge? Das scheint nicht der Fall 
zu sein. Die Wahlzettel werden ausgeteilt.  

Das Wahlresultat lautet wie folgt: 
 
Ausgeteilte Wahlzettel 47 
  
Eingelangte Wahlzettel 47 
./. leere Wahlzettel 3 
In Betracht fallende Wahlzettel 44 
  
Absolutes Mehr 23 
  
Stimmen haben erhalten:  
Samir Hertig 44 

Herzliche Gratulation an Samir Hertig zur Wahl. 
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Traktandum 10 

Teilrevision Nutzungsplanung: Beschluss über die Anpassung von § 17 Abs. 2 BNO 
Zone Gartenstadt 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 4. November 2024 unterbreitet der Stadt-
rat dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Einwohnerrat beschliesst die Teilrevision Nutzungsplanung §17 Abs. 2 Zone Garten-
stadt der Bau- und Nutzungsordnung (Anhang 1). 
 
Es liegt ein Rückweisungsantrag von FDP und SVP vor. Wenn dieser Rückweisungsantrag 
angenommen wird, ist das Geschäft für diese Sitzung erledigt.  

Rückweisungsantrag 

Das Geschäft sei an den Stadtrat zurückzuweisen mit der Aufgabe, § 17 Abs. 2 BNO wie 
folgt auszugestalten und das dafür notwendige Planverfahren durchzuführen:  

Es sind eine Gebäudelänge (GL) von 22 m, eine Überbauungsziffer (ÜZ) von 0.30 und eine 
Grünflächenziffer von 0.45 einzuhalten. Falls aus städtebaulichen Gründen und einer Par-
zellengrösse von unter 600 m2 diese Baumasse eine unverhältnismässige Einschränkung 
bedeuten, kann der Stadtrat im Einzelfall die Überbauungsziffer bis 0.35 erhöhen, sofern 
die Struktur der Gartenstadt nicht beeinträchtigt wird.  
 
Ich bitte Matthias Zinniker den Rückweisungsantrag zu begründen. 

Matthias Zinniker, Mitglied: Die FDP reichte gemeinsam mit der SVP einen Rückweisungs-
antrag ein. Inhaltlich handelt es sich eher um einen Abänderungsantrag mit einer Grünflä-
chenziffer von 0,45 statt 0,5 und mit einer Anpassung von Satz 2 Paragraf 17 Abs. 2 Bau- 
und Nutzungsordnung (BNO). Weil die Änderung aber eine Neuauflage der BNO-Teilrevi-
sion bedingen würde, ist es im Ergebnis nicht ein Abänderungsantrag, sondern ein Rück-
weisungsantrag. Warum finden wir die Grünflächenziffer von 0,45 statt 0,5 angemessen? 
Die "Gartenstadt" ist ein Begriff und eine Erfindung der Stadt Aarau und nicht des Kantons 
und auch nicht des Bundes. Deshalb soll der Begriff auch von der Stadt definiert und um-
gesetzt werden. Die einzig übergeordneten Vorgaben kommen vom Bundesinventar der 
schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung (ISOS). Das sieht vor, 
dass ein Teil des Gebietes der BNO zugewiesenen Gartenstadtzonen in seiner Struktur er-
halten bleiben soll. Das heisst, dass die Bauten und die Freiräume in Zukunft ähnlich aus-
sehen sollen, wie das jetzt der Fall ist. Eine Überbauungsziffer von 0,35 wie das ursprüng-
lich vorgesehen gewesen war von Stadt- und Einwohnerrat, hat das Verwaltungsgericht als 
zu hoch eingestuft, um das Ziel der Strukturhaltung zu erreichen. Insbesondere weil das 
im Durchschnitt eine Verdoppelung der überbauten Fläche pro Grundstück zugelassen 
hätte. Die FDP unterstützt in der Umsetzung des Urteiles den Entscheid des Stadtrats, die 
Überbauungsziffer auf 0,3 festzusetzen. Anders ist die Situation bei der Grünflächenziffer. 
Einerseits, was das Verwaltungsgericht dazu gesagt hat, andererseits, was der aktuelle 
Stand bei den Grundstücken und auch was das Ziel von dieser Nutzungsziffer ist. Die Defi-
nition der Grünfläche ist sehr eng, damit Sie an die Grünflächenziffer anrechenbar ist. Nur 
natürliche oder bepflanzte Flächen, die nicht versiegelt sind und nicht als Abstellfläche ge-
braucht werden, können angerechnet werden. Die Grünflächenziffer von 0,5 würde bedeu-
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ten, dass die Stadt vorschreibt, dass die Hälfte von jedem Grundstück in der Gartenstadt-
zone Wiese oder bepflanzt sein soll. Das heisst, die Fläche kann nicht überbaut werden 
oder anderweitig als andere Nutzungsfläche gebraucht werden. Das ist ein grosser Eingriff 
ins Eigentum und aus unserer Sicht unverhältnismässig. Das hat auch nichts mehr mit 
ISOS zu tun. Das begründe ich gerne: Ein Drittel aller Grundstücke würde mit einer Grün-
flächenziffer von 0,5 in einen widerrechtlichen Zustand versetzt. Dieser Zustand muss 
zwar nicht von heute auf morgen korrigiert werden aber spätestens dann, wenn man den 
nicht überbauten Raum umgestalten möchte. Es geht nicht mehr um Strukturerhaltung, 
wie das ISOS vorgibt, sondern um eine Strukturveränderung, wenn 1/3 der Grundeigentü-
mer früher oder später gezwungen wird, den versiegelte Boden aufzubrechen, um in Wies-
land umzugestalten. Es geht nicht mehr um das Konzept Gartenstadt, wenn man dem 
Grundeigentümer vorschreibt, wie er seine Fläche zu gestalten hat, sei es mit einem Kies-
weg, einem Steingarten oder einem Swimmingpool. Das Konzept Gartenstadt, wie es auch 
in den Vorgängerdokumenten – Gartenstadtrichtlinien etc. – definiert und entwickelt 
wurde, besteht aus Quartieren, aus Strassen, die am Rand begrünt sind mit Büschen, 
Sträuchern, Stauden etc. Die vorgeschriebene Grünflächenziffer von 0,45 trägt da be-
stimmt auch dazu bei – ist aber vollkommen ausreichend – um das Konzept der Garten-
stadt umzusetzen und das vorgegebene Ziel zu erreichen. Ebenso wichtig und zielführen-
der als eine möglichst hohe Grünflächenziffer sind die anderen Vorgaben zu der Garten-
stadt: harmonische Einordnung in die Quartierstruktur, Vorgaben zu strassenbegleitenden 
Baufluchten und nicht zuletzt auch Absatz 6 von § 17 BNO. Da heisst es: Im Raum zwi-
schen Strasse und Gebäude dürfen Zugänge, Zufahrten und Hartbelage in der Regel höchs-
tens einen Drittel der gemeinsamen Grenze mit der Strasse in Anspruch nehmen. Darum 
geht es im Wesentlichen: Der Blick von der Strasse her soll auf eine begrünte Grundstücks-
grenze fallen. Weder mich noch die Öffentlichkeit soll es interessieren, ob hinter dem 
Haus eine Fläche, eine Abstellfläche oder eine Wiese ist. Es liegt auch nicht an uns zu ver-
bieten, ob ein Grundeigentümer auf seinem Grundstück einen Kiesweg oder einen Pool 
bauen möchte. Wenn die Grünflächenziffer so hoch angesetzt ist, sehen wir folgendes Bild: 
Die Grünflächenziffer kann gar nicht erst eingehalten werden oder nur sehr knapp. Genau 
das passiert aber, wenn man die Grünflächenziffer so hoch ansetzt, dass auf über der 
Hälfte der Grundstücke entweder die vorgeschriebene Ziffer schon gar nicht einhalten wer-
den kann oder eben nur knapp. Zu den Ausnahmebestimmungen möchte ich folgendes er-
läutern: In Satz 2 geht es darum, in welchen Fällen der Stadtrat bei den Nutzungsziffern 
dem Grundeigentümer um 0,05 entgegenkommen kann. Dort setzt der Text klare Gren-
zen. 
 
1. Die Nutzungsziffer führt zu einer unverhältnismässigen Einschränkung des Grundei-

gentümers 
2. Die Struktur der Gartenstadt wird nicht beeinträchtigt durch die Ermässigung 
3. Es ist ein Ermessensentscheid des Stadtrats 

 
Die drei genannten Punkte sind die entscheidenden Voraussetzungen der Grundregeln. 
Von der ursprünglichen Grundziffer soll nur dann abgewichen werden, wenn das überge-
ordnete Ziel, die Strukturerhaltung der Gartenstadt, weiterhin erreicht werden kann. Und 
auch dann darf man dem Grundeigentümer nur um 0,05 entgegenkommen. Der Stadtrat 
schiesst hingegen völlig über das Ziel hinaus, wenn man zusätzlich zu diesen Vorausset-
zungen bei 90 Prozent aller Grundstücke die Überlegungen gar nicht zulässt, indem man 
sagt, dass nur bei ganz kleinen Grundstücken von unter 400 m2 eine Abweichung möglich 
ist. Denken wir überhaupt an das grosse Ganze, nämlich an die Struktur der Gartenstadt? 
Darum geht es bei dieser Diskussion, die Ziffern sind kein Selbstzweck, sondern damit will 
man ein bestimmtes Ziel erreichen. Unser Antrag will, dass bei Grundstücken mit einer Flä-
che von weniger als 600 m2 die Grenze festgesetzt wird. Das betrifft immer noch deutlich 
weniger als die Hälfte aller Grundstücke in der Gartenstadtzone. Ich weise nochmals da-
rauf hin: Es ist kein Automatismus, dass bei kleinen Grundstücken die günstigeren Nut-
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zungsziffern gelten, sondern es soll dem Stadtrat einzig die Möglichkeit bieten, im Einzel-
fall genauer hinzuschauen. Was wollen wir mit dieser Nutzungsziffer eigentlich erreichen? 
Und ist es zielführend, im konkreten Fall auf den starren Ziffern zu beharren oder können 
wir dem Grundeigentümer um 0,05 entgegenkommen, wenn die "Gartenstadt" nicht beein-
trächtigt wird? Ich bitte, die Verhältnismässigkeitsüberlegung zu berücksichtigen, mit dem 
Hintergrund: 
 
1. die Gartenstadtzone ist deutlich grösser als die ISOS-Zone, die den Anstoss zu der Teil-

revision gegeben hat, 
2. die Zonengrenzen sind teilweise willkürlich gesetzt – der Geltungsbereich variiert von 

der einen zur anderen Strassenseite innerhalb desselben Quartiers. Danke für die Un-
terstützung unseres Antrags. 

Alois Debrunner, Mitglied: Die Finanz- und Geschäftsprüfungskommission hat am 3. De-
zember 2024 über die vorliegende Teilrevision der BNO beraten. Als Auskunftspersonen 
standen Stadtrat Hanspeter Thür und Anna Borer, Co-Leiterin Stadtentwicklung zur Verfü-
gung. Sie erläuterten die Ausgangslage für die Teilrevision mit dem Urteil des Verwal-
tungsgerichtes vom 20. Oktober 2021. Gestützt auf dieses mussten die Überbauungsziffer 
und die Grünflächenziffer korrigiert werden. Es soll eine massvolle Verdichtung zugelas-
sen werden, wobei die Struktur der Gartenstadt erhalten bleiben soll. Die im Gerichtsver-
fahren obsiegende Einwendung habe eine Überbauungsziffer von 0.25 und eine Grünflä-
chenziffer von 0.55 gefordert. Der Stadtrat schlägt nun eine Überbauungsziffer von 0.30 
vor. Damit, und mit einer Grünflächenziffer von 0.5 können gemäss Stadtrat die Zielset-
zungen des geltenden § 17 Abs. 1 der BNO erreicht werden. Bei der Überbauungsziffer 
von 0.30 würden 8 % der heutigen Bauten einen widerrechtlichen Zustand aufweisen, bei 
der Grünflächenziffer von 0.50 seien es rund ein Drittel der Bauten. Für kleine Grundstü-
cke unter einer Parzellengrösse von 400 m2 sei eine Ausnahmebestimmung vorgesehen. 
Zudem bestätigten die Auskunftspersonen, dass eine Besitzstandsgarantie gelte. Sie wie-
sen darauf hin, dass der Perimeter der Zone Gartenstadt im vorliegenden Verfahren nicht 
mehr angepasst werden könne, da dieser nicht Teil des Verfahrens sei. Es wurde darauf 
hingewiesen, dass jede Änderung eine Neuauflage der Bestimmungen zur Folge habe. Ein 
solches Verfahren würde rund zwei Jahre dauern. Bis 2026 gelte eine vom Stadtrat ver-
fügte Planungszone, welche die Richtlinien für aktuelle Bauprojekte festlegt. Anhand wel-
cher Regelung die Beschwerdeinstanzen nach dem Auslaufen der Planungszone entschei-
den würden, bleibe auch nach den bereits getätigten juristischen Abklärungen unklar. Die 
Diskussion in der FGPK drehte sich um die Interessensabwägung in Bezug auf die vom 
Stadtrat vorgeschlagene Grünflächenziffer von 0.5 und den Schwellenwert für die Anwen-
dung der Ausnahmeregelung, die der Stadtrat bei 400 m2 angelegt hat. Ein Teil der Kom-
mission stellte sich auf den Standpunkt, dass die wichtigsten Elemente der Gartenstadt 
durch andere Faktoren und nicht durch die Grünflächenziffer gesichert würden und die 
vorgeschlagene Regelung einen zu grossen und vom Verwaltungsgericht in dieser Form 
nicht geforderten Eingriff in die Eigentumsrechte der Grundstückbesitzerinnen und -besit-
zer sei. Eine Ausnahmeregelung, die bei lediglich 10% der Grundstücke in Betracht gezo-
gen werden könne, sei zudem zu restriktiv. Eine Mehrheit der Kommission begrüsste den 
Vorschlag des Stadtrats. Sie beurteilt den Vorschlag als ausgewogen und im Rahmen der 
vorgegebenen Leitplanken als sinnvoll gestaltet. Es handle sich um einen fachlich fundier-
ten Kompromiss zwischen den Eigentumsrechten der Betroffenen und den städtebaulichen 
Anforderungen insbesondere unter Berücksichtigung der klimatischen Herausforderungen. 
Zudem sei es im Sinne aller Beteiligten, dass die Teilrevision abgeschlossen und damit 
Rechtssicherheit geschaffen werde. Zwei Anträge aus der Kommission, analog des vorlie-
genden Rückweisungsantrags von Matthias Zinniker und Christoph Müller wurden jeweils 
abgelehnt. Die Finanz- und Geschäftsprüfungskommission beantragt dem Einwohnerrat 
mit grosser Mehrheit, die vorliegende Teilrevision von § 17 Abs 2 der BNO - Zone Garten-
stadt - gutzuheissen. 
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Christoph Waldmeier, Mitglied: Wir machen es kurz und bündig. Den stadträtlichen Kom-
promiss erachten wir als gangbaren Weg. Die Lage ist verzwickt. Je nach Situation und An-
passungen müssen wir heute Abend aufpassen, dass nicht plötzlich die Ausnahme am 
Ende zur Regel wird. Zudem würden wir es begrüssen, wenn der Vorschlag vom Stadtrat 
angenommen wird. Somit würde endlich Rechtssicherheit herrschen. Die 600 m2 Grund-
stücksgrösse als Grenze finden wir zu viel. Wir begrüssen es, wenn Sie uns folgen und 
dem stadträtlichen Antrag zustimmen und die Rückweisung nicht annehmen würden. 

Peter Jann, Mitglied: Ich gehe im ersten Votum auf die Rückweisung ein. In der Hoffnung, 
dass die Rückweisung abgelehnt wird, werde ich ein zweites Votum halten. Die Fraktion 
GLP/Mitte lehnt den Rückweisungsantrag von der FDP/SVP einstimmig ab, und zwar aus 
inhaltlichen Überlegungen. Die Aussagen vom Verwaltungsgericht sind hinsichtlich Grün-
flächenziffern klar: 0,45 ist ungenügend. Der vom Stadtrat vorgeschlagene Wert liegt ge-
nau zwischen den Werten der bemängelten BNO von 0,45 und dem Wert von 0,55, den die 
Beschwerdeführer verlangt haben. Der Stadtrat hat in dem Sinn seinen Ermessensspiel-
raum genutzt und einen Kompromissvorschlag unterbreitet. Zum Thema Widerrecht hat 
sich das Verwaltungsgericht genauso klar geäussert in seinem Urteil von 2021: Der Gross-
teil dieser "Unrechtstatbestände" entfällt auf eine zu geringe Grünflächenziffer, deren Er-
füllung sich ohne allzu starken Eingriff in die Eigentumsfreiheit verwirklichen liesse – nota 
bene mit Bezug auf eine Grünflächenziffer von 0,55. Das Zusammenspiel von Überbau-
ungsziffern, Ausnutzungsziffern und Grünflächenziffern, verbunden mit der Möglichkeit, 
Grünflächen zu schaffen, gibt genügend Möglichkeiten für Kleinbauten oder Swimming-
pools. Die Ausnahmeregelung von 600 m2, bei dem fast die Hälfte der Grundstücke unter 
die Ausnahmebewilligung fallen, ist nicht sinnvoll und dürfte weder beim Regierungsrat 
noch beim Verwaltungsgericht Gehör finden. Wir sind auch aus prozessualen Gründen für 
eine Ablehnung von diesem Rückweisungsantrag. Inhaltlich – ich habe es schon angetönt – 
haben die verlangten Änderungen bei Regierungsrat und Verwaltungsgericht wahrschein-
lich kaum eine Chance. Zudem wird die Inkraftsetzung von einer rechtsgültigen BNO wei-
ter verzögert und die Rechtsunsicherheit bleibt bestehen. 

Christoph Müller, Mitglied: Matthias Zinniker hat den Rückweisungsantrag sehr ausführ-
lich und überzeugend begründet. Wir sollten auch über etwas anderes nachdenken. Wir 
wollen die sogenannte Gartenstadt Aarau bewahren. Auch wenn wir nun Regeln einführen, 
die dazu führen, dass im Wesentlichen etwa 1/3 der Grundstücke in einem unrechtmässi-
gen Zustand sind, führen wir in diesem Falle etwas ein, was dazu führt, dass man nachher 
gezwungen ist, etwas zu verändern. Wie ausgeführt worden ist, spätestens dann, wenn 
man umbaut oder den Garten umgestaltet. Hier stellt man die schleichenden Einschrän-
kungen der Eigentumsrechte fest, die hier gewünscht werden. Das stösst der SVP sauer 
auf. Grundsätzlich finden wir, eine Eigentümerin oder ein Eigentümer soll auf dem eigenen 
Grundstück tun, was sie oder er will. Regeln sollen vernünftig sein. Man darf den gesun-
den Menschenverstand walten lassen. Bei der Erhöhung auf 600 m2 geht es nicht darum, 
dass jeder Antrag auf Ausnahmebewilligung vom Stadtrat gutgeheissen wird. Die SVP un-
terstützt den Rückweisungsantrag geschlossen. 

Monika Suter: Der Zufall will es, dass es sich schon bei diesem Traktandum um ein Raum-
planerisches handelt. Ich freue mich, die Haltung der Grünen Fraktion zu diesem Geschäft, 
resp. Rückweisungsantrag zu vertreten. Die Fraktion von den Grünen lehnt den Rückwei-
sungsantrag ab. Ich möchte daran erinnern, dass die Fraktion der Grünen schon in der da-
maligen Diskussion von 2018 eine Grünflächenziffer von 0,5 gefordert hat. Daher ist es 
folgerichtig, dass wir jetzt diesen Antrag auf eine Verminderung ablehnen. Ich ergänze mit 
einem Wort zum Thema: Was macht eine Gartenstadt aus? Eine Gartenstadt besteht nicht 
nur aus Vorgärten. Vorgärten gibt es bekanntermassen auch in anderen Wohnquartieren. 
Typisch sind die hinten liegenden Grünräume, die eine durchgehende Achse bilden. Sie 
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sind von der Struktur her besonders und im Zuge der Klimaanpassungen immer wichtiger. 
Die Antragssteller schätzen ein, dass das Verwaltungsgericht bei der Festlegung der Grün-
flächenziffer mehr Spielraum lassen würden. Mehr, als der Stadtrat jetzt schon ausnützt. 
Das können wir nicht nachvollziehen. Die Haltung des Verwaltungsgerichts bezüglich 
Grünflächenziffer ist klar. Der Kanton sieht dies im Übrigen auch so; im Vorprüfungsbe-
richt steht, das Verwaltungsgericht beurteile eine Überbauungsziffer von 0.35 als zu hoch 
und eine Grünziffer von 0.45 als zu niedrig. Von den übrigen Begründungen aus dem 
Rückweisungsantrag möchte ich nur eine hervorheben, nämlich die des Widerrechts. Das 
tönt beunruhigend, wenn 1/3 der Grundstücke eine Grünziffer von 0.5 nicht einhalten. 
Das lässt sich bei näherer Betrachtung aber schnell relativieren, denn es gibt drei grosse 
ABER dazu: Das grösste ABER ist die Aussage des Verwaltungsgerichts selbst. Das ist 
schon zitiert worden und sagt, dass sich die Einhaltung einer Grünflächenziffer ohne allzu 
grossen Eingriff in das Privateigentum erfüllen lässt. Ein weiteres ABER ist die Tatsache, 
dass von diesen 1/3 der Grundstücke ein grosser Teil in den letzten 20 Jahren überbaut 
worden ist. Das heisst, in den letzten Jahren sind Überbauungen entstanden, die keine 
Rücksicht auf die Struktur der Gartenstadt genommen haben. Statt Punktbauten mit hoher 
Durchgrünung sind Flächenbauten mit hoher Versiegelung entstanden. Eine Regelung auf 
das nicht Typische auszulegen, macht keinen Sinn. Das letzte ABER betrifft die Grösse der 
Parzellen. Die Grünziffer wird eher auf kleinen Parzellen nicht eingehalten. Dafür ist eine 
Ausnahmeregelung vorgesehen (für Parzellen kleiner als 400 m2). Die Ausnahmeregelung 
nun auf 600 m2 zu erhöhen wäre keine Ausnahme mehr. Mit dieser Grenze wären 40 % al-
ler Grundstücke in der Gartenstadtzone betroffen. Dann würde es nicht mehr um eine Aus-
nahmeregelung gehen. Dieser Punkt würde vom Kanton, der die BNO genehmigt, nicht ak-
zeptiert. Aus den genannten Gründen führt der Rückweisungsantrag sowohl bezogen auf 
die Grünflächenziffer als auch auf die Ausnahmeregelung zu einer Pattsituation und Blo-
ckierung. Dies hilft niemandem. Wir von den Grünen sind dafür, dass man den massvollen 
Vorschlag des Stadtrates annimmt. So schaffen wir eine rechtskräftige BNO. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Das wesentlich ist gesagt worden. Der Hinweis auf das Verwal-
tungsgerichtsurteil gewährt uns grundsätzlich nur einen engen Spielraum, um das Thema 
zu bewältigen. Es wurde auf die Unrechtmässigkeit hingewiesen, welche die Grünflächen-
ziffer bei 32 % der Grundstücke zur Folge haben wird. Das Verwaltungsgericht hat sich da-
mals mit einer Unrechtmässigkeit von über 65 % und 52 % auseinandergesetzt. Die Stadt 
wies damals im Beschwerdeverfahren darauf hin, dass es unverhältnismässig sei, wenn 65 
bzw. bis 52 % der Grundstücke ins Widerrecht versetzt würden. Das Verwaltungsgericht 
meint dazu, dass das nicht sehr gravierend sei, weil es sich mehr oder weniger auf die 
Grünflächenziffern beziehen würde. Mit der von der Stadt vorgeschlagenen und von Mo-
nika Suter ausgeführten Variante ist der Eingriff in die Eigentumsfreiheit sehr viel geringer. 
Das ist auch die Aussage des Verwaltungsgerichts. Und der Stadtrat hat die Ausgewogen-
heit dieser beiden Ziffern, die in Kombination zu betrachten sind, auch im Planungsbericht 
ausführlich ausgeführt. Das Verwaltungsgericht sagt dazu wörtlich: «In den meisten Fällen 
wären auch mit einer Überbauungsziffer von weniger als 0.35 und einer Grünflächenziffer 
von über 0.45 bauliche Erweiterungen zur Befriedigung der gestiegenen Anforderungen an 
Wohnkomfort weiterhin möglich." So hält es das Verwaltungsgericht auf der Seite 45 des 
Berichts fest. Jetzt noch zu den Ausnahmeregelungen: Ab wann ist eine Ausnahme eine 
Ausnahme? Wenn auf die Hälfte oder auf noch mehr als auf die Hälfte der Grundstücke in 
der Gartenstadtzone die Ausnahmeregelung anwendbar wäre, dann wird mit grosser Wahr-
scheinlichkeit die Ausnahmebestimmung schon in der Vorprüfung des Kantons nicht ak-
zeptiert werden. Darum bitte ich, die Grenze von 400 m2 zu belassen. Wenn nun der 
Rückweisungsantrag angenommen wird, dann verlängert sich das nun schon seit mehre-
ren Jahren andauernde Verfahren noch zusätzlich. Das ist nicht im Sinne der Rechtssicher-
heit. Deshalb bitte ich Sie im Namen des Stadtrates, den Antrag abzulehnen. 
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Anja Kaufmann, Präsidentin: Besten Dank für die Ausführungen zum Rückweisungsan-
trag. In den Ausstand treten Regina Tschopp und Stefan Zubler. Sie sind am Beschwerde-
verfahren beteiligt und verlassen deshalb den Saal für die Zeit der Abstimmung. Es sind 45 
Personen stimmberechtigt. Das absolute Mehr liegt bei 23 Stimmen. Gibt es weitere Äusse-
rungen aus dem Einwohnerrat zum Rückweisungsantrag von FDP und SVP? 
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelangen wir zur 

Abstimmung 
 
Der Rückweisungsantrag wird mit 13 Ja-Stimmen gegen 32 Nein-Stimmen abgelehnt. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem der Rückweisungsantrag abgelehnt wurde, behan-
deln wir das Geschäft "Teilrevision Nutzungsplanung: Beschluss über die Anpassung von § 
17 Abs. 2 BNO Zone Gartenstadt" weiter. Die Diskussion im Rat ist wieder eröffnet und es 
geht weiter mit den Voten. 

Dimitri Spiess, Mitglied: Die Haltung der Sozialdemokraten ist folgende: Der Kompromiss 
des Stadtrates finden wir gut mit einer Überbauungsziffer von 0.3 und mit einer Grünflä-
chenziffern von 0.5. Das heisst, die Hälfte der Flächen bleibt grün resp. unversiegelt. Wir 
nennen die Zone "Gartenstadt", dann macht das auch Sinn, dass die Hälfte der Flächen 
grün bleibt. Das war auch 2018 schon im Sinne der SP, als wir über die BNO beraten ha-
ben. Nimmt man jetzt eine Änderung vor, macht gar einen Rückzug mit Neuauflage und 
das Geschäft müsste noch einmal mit anderen Zahlen behandeln werden, so kommt es zu 
einer weiteren Verzögerung ohne Rechtssicherheit. Das Verwaltungsgericht zeigte uns 
schon auf, wohin der Weg führt. Dafür, was die SVP moniert, gibt es eine Besitzstandga-
rantie für die Besitzerinnen, die im Widerrecht sind. Die SP empfiehlt, dem Antrag des 
Stadtrats zu folgen. Das wird grossmehrheitlich von der SP unterstützt. 

Peter Jann, Mitglied: Neben den Grünflächenziffern und den Überbauungsziffern hat das 
Verwaltungsgericht vor allem auch kritisiert, dass in der ersten Auflage der BNO keine fun-
dierten Grundlagen vorhanden waren, um eine korrekte Interessensabwägung durchzufüh-
ren von Seiten des Stadtrats. Der Stadtrat hat das nachgeholt. Die Grundstückdaten wur-
den nachträglich aufwändig erfasst. Damit bekam der Stadtrat auch wirklich genügend 
statistische Daten zur Verfügung, um einen neuen Vorschlag zu unterbreiten. Mit dem 
Wissen, dass man es nicht allen recht machen kann, hat der Stadtrat die Grünflächenziffer 
von 0.5 und eine Überbauungsziffer von 0.3 vorgeschlagen. Damit wurde die Überbau-
ungsziffer moderat gesenkt und die Grünflächenziffer leicht erhöht. Unsere Fraktion teilt 
die Befürchtung der Einschränkung der FDP und SVP nicht. Wie schon erwähnt, muss man 
das Gebilde dieser Bauziffern als Gesamtes und nicht isoliert jede einzelne Ziffer betrach-
ten. Auf vielen Grundstücken ist beispielsweise die Überbauungsziffer nicht ausgenützt. 
Eine reduzierte Überbauungsziffer führt dazu, dass die Grünflächenziffern erhöht werden. 
Diese Flächen wiederum könnten für Kleinbauten (z.B. Swimmingpool) genutzt werden. Bei 
einem Blick auf die aktuellen Baugesuche sieht man nebst Bauvorhaben für Swimming-
pools auch ein Projekt für vier Tiny Houses auf einem Grundstück von 800 m2. Hier kann 
man nicht behauptet, dass die Bauentwicklung behindert wird, zumal im Moment die Pla-
nungszone mit einer Grünflächenziffer von 0.55 gilt, die das Baugesuch mit den vier Tiny 
Houses einhält. Bauherrschaften, die eher renditeorientiert oder spekulativ ein Grundstück 
überbauen möchten, empfinden es womöglich als Einschränkung. Das ist zwar seitens der 
Bauherrschaften legitim. Die Frage ist aber ob man das will, wenn der Charakter einer Gar-
tenstadt erhalten werden soll. Wenn man von Tiny Houses spricht, gibt es vielleicht auch 
die Möglichkeit von Tiny Pools. Wir zum Beispiel haben eine ausrangierte Badewanne auf 
unserem Grundstück, was nicht einmal eine Baubewilligung braucht – so hoffe ich wenigs-
tens. Zusammengefasst denken wir, tragen die vorgeschlagenen Ziffern dazu bei, dass die 
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Zielsetzung einer massvollen Verdichtung sowie eine hohe Durchgrünung besser erreicht 
werden. Aus unserer Sicht wäre eine Grünflächenziffer von 0.55 wünschenswert gewesen. 
Eine Erhöhung der Grünflächenziffer berücksichtigt auch ganz aktuelle Aspekte in der 
Klimaanpassung (Kaltluftströme und der Erhalt der biologischen Vielfalt). Das Thema ist 
aktueller denn je. Die vorgeschlagenen Eckwerte helfen mit, das typische Erscheinungsbild 
der Gartenstadtquartiere besser zu erhalten, ohne die Bauentwicklung drastisch einzu-
schränken. Für Leute, die in der Gartenstadt wohnen, ist die Durchgrünung mehr wert als 
die Möglichkeit zu haben, einen Pool oder andere Bauvorhaben zu realisieren. Die GLP-
Mitte Fraktion wird dem stadträtlichen Antrag zustimmen und würde sich freuen, wenn 
sich möglichst viele Kolleginnen und Kollegen aus dem Gremium anschliessen. 

Christoph Müller, Mitglied: Ich nehme das Wort auf zu der sogenannten Besitzstandswah-
rung. Heute haben wir einen Zustand, der erlaubt, gewisse Dinge zu tun und Morgen ha-
ben wir den Zustand, wo dies nicht mehr möglich sein wird. So ist der Besitzstand nicht 
mehr gewährt. Das heisst, wenn die Anpassung wie vorgeschlagen umsetzt wird, dann 
sind die Grundeigentümer im Widerrecht, in einem unrechtmässigen Zustand und sehr 
stark eingeschränkt, in ihrem Tun und Lassen. Das wäre dann eine Besitzstandwahrung 
auf Zeit. Das ist nicht das, was wir wollen. Die SVP wird geschlossen dagegen stimmen. 

Monika Suter: Ich teile die Haltung der Grünen Fraktion zum eigentlichen Geschäft mit. 
Wie schon erwähnt, stimmen wir diesem Antrag zu. Die Stadt Aarau hat das Glück mit der 
Gartenstadt über wirklich qualitätsvolle Wohnquartiere zu verfügen, die nicht in jeder Stadt 
vorhanden sind. Das zeigt sich in der Klassifizierung durch ISOS aber auch bei einem Blick 
auf den Stadtplan oder bei einem Spaziergang durch die Gartenstadt. Gegenüber diesen 
besonderen Strukturen ist die Stadt verpflichtet, das auch raumplanerisch zu sichern, mit 
einem besonderen Regelwerk. Dabei muss sie die verschiedenen öffentlichen Interessen 
gegeneinander abwiegen, in dem Fall diejenigen am Erhalt der Gartenstadtstruktur, der 
Schaffung von Wohnraum, Förderung der Biodiversität und der Klimaanpassung und die 
privaten Interessen an einer sinnvollen Bebauung der eigenen Parzelle. Dieser Verpflich-
tung kommt die Stadt mit den ursprünglichen Bestimmungen zum Teil und mit der jetzt 
angepassten Gartenstadtbestimmungen sehr gut nach. Es ist ein sehr ausgewogener nach-
vollziehbarer und massvoller Kompromiss. So ist zum Beispiel die Ausnützungsziffer in 
den Gartenstadtquartieren genau die gleiche wie in anderen Wohnquartieren. Da gibt es 
grundsätzlich gar keine Einschränkungen wie viel man überhaupt bauen darf. Gewisse Vor-
gaben gibt es bei der Überbauungsziffer. Sie sorgt dafür, dass kompakte Häuser entste-
hen, was energetisch und meistens ökonomisch sinnvoller ist. Der Boden soll nicht gross-
flächig überbaut werden. Die Festlegung von 0.5 ist dabei immer noch grosszügig. Aktuell 
brauchen die Grundflächen der Häuser in der Gartenstadt durchschnittlich nur 20 %, ge-
mäss Planungsbericht. Damit ist im Durchschnitt eine Ausbaureserve von 50 % vorhanden. 
In der Gartenstadt kommt nun als eigentlicher Kernpunkt noch die dritte Ziffer, die Grün-
flächenziffer dazu, die das Zusammenspiel regelt. Mit 0.5 ist sie leicht höher als in ge-
wöhnlichen Quartieren, was angesichts der besonderen Bedeutung der Gartenstadt und 
mit dem Ziel einer hohen Durchgrünung richtig ist. Die Ziffern sind aufeinander abge-
stimmt und erlauben eine massvolle Entwicklung der Gartenstadt. Kommen wir zur politi-
schen Sicht. Die Grünen unterstützen den Antrag des Stadtrats mit der vorliegenden Kom-
bination. Die vorgeschlagene Festlegung trägt nicht nur zum Erhalt der Gartenstadt-
struktur bei, sondern gleichzeitig auch zur Umsetzung der Klimaanpassungsstrategie. Die 
Gartenstadtquartiere sorgen für Abkühlung und leiten dank den hinter den Häusern lie-
genden, durchgehenden Grünräumen die Kaltluftströme Richtung Innenstadt. Die unver-
siegelten Flächen sorgen dafür, dass Regenwasser versickern und das Grundwasser ange-
reichert werden kann. Angesichts dieser positiven Effekte erwarten wir Grünen, dass der 
Stadtrat die Ausnahmeregelung bei kleinen Parzellen – die wir grundsätzlich nachvollzie-
hen können – sorgfältig und mit Mass anwendet. Und neben dem Städtebau und den quan-
titativen Ziffern auch die Klimaanpassungsstrategie und die Biodiversität im Auge behält. 
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Und zum Schluss erlaube ich mir ein Wort aus persönlicher Perspektive jenseits von Zahlen 
und Ziffern: Die Gartenstadtquartiere sind ein besonderes Schmuckstück, über das andere 
Gemeinden nicht verfügen und auf das Aarau stolz sein kann. Sie sind heute schon äus-
serst attraktive Wohnquartiere und werden es je länger, je mehr. Je grüner – im physischen 
Sinn – ein Quartier/eine Stadt in Zukunft ist, desto attraktiver wird sie sein, für Grundei-
gentümer, Mieter und Besucher. Dafür heute gemeinsam Sorge zu tragen ist weitsichtig 
und sinnvoll und mit der vorliegenden Teilrevision möglich. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Ich fasse mich kurz – das wesentliche wurde gesagt. Ich habe 
bereits darauf hingewiesen, dass das Verwaltungsgericht der Meinung ist, dass eine Über-
bauungsziffer von weniger als 0.35 und eine Grünflächenziffer von über 0.4 immer noch 
eine ausreichende bauliche Erweiterungsmöglichkeit gewährleisten würde. Das steht wört-
lich im Verwaltungsgerichtsurteil. In den vergangenen zwei bis drei Jahren haben wir zahl-
reiche Baugesuche innerhalb der Gartenstadt behandelt. Die Gesuche innerhalb der Pla-
nungszone werden mit der Überbauungsziffer 0.25 und Grünflächenziffer von 0.55 be-
gutachtet. Bis anhin mussten wir kein einziges Baugesuch wegen nicht Einhaltung der vor-
gegebenen Ziffern ablehnen. Das ist Fakt und beweist auch, dass nach wie vor ein sehr 
grosses Potenzial besteht für eine angemessene Erweiterung der Gartenstadtquartiere. Ich 
bitte Sie, dem Antrag zuzustimmen.  

Anja Kaufmann, Präsidentin: Für dies Abstimmung treten Regina Tschopp und Stefan Zu-
bler in den Ausstand. Da es keine Wortmeldungen mehr aus dem Einwohnerrat und dem 
Stadtrat gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 32 Ja-Stimmen gegen 13 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 
 
Die Teilrevision Nutzungsplanung § 17 Abs. 2 Zone Gartenstadt der Bau- und Nutzungs-
ordnung wird beschlossen. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 11 

Revitalisierung Markthalle; weiteres Vorgehen ab 2025 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 4. November 2024 stellte der Stadtrat fol-
gende 

Anträge 

1. Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit von CHF 150'000.– für die Weiterent-
wicklung der Markthalle (Variantenstudium und Nutzungsstudie Färberplatz) gemäss 
Investitionsplan. 

2. Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit in der Höhe von CHF 147'000.– für dein 
einjährigen Markthallenbetrieb in reduzierter Form. 

Die FGPK hat an der Sitzung vom 3. Dezember 2024 das Geschäft geprüft und beraten. 
Die Kommission stellt folgende 

Anträge 
 
1. Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit von CHF 150'000.– für die Weiterent-

wicklung des Färberplatzes ohne bestehende Markthalle (Variantenstudium und Nut-
zungsstudie Färberplatz) gemäss Investitionsplan. 

2. Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit in der Höhe von CHF 225'000.– für die 
Verstetigung des Markthallenbetrieb.  

 
Der Antrag 2 der FGPK soll nur gestellt werden, wenn Antrag 1 vom Einwohnerrat abge-
lehnt wird. Die beiden angepassten Anträge wurden in der Schlussabstimmung der FGPK 
abgelehnt. Das ist eine besondere Konstellation.  
 
Zudem reicht die FDP-Fraktion einen Abänderungsantrag zu Antrag 1 ein. 

Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit von CHF 150'000.– für die Weiterentwick-
lung des Färberplatzes ohne bestehende Markhalle (Variantenstudium und Nutzungsstudie 
Färberplatz) unter Erweiterung der vorliegenden Varianten um die im Folgenden beschrie-
benen Variante "Wasserspiel", gemäss Investitionsplan. Dies bei gleichbleibendem Kredit 
oder wenn nötig durch Verzicht auf Vertiefung einer der Begründungsvarianten, welche 
am wenigsten geeignet erscheint." 

 
Ich schlage folgendes Vorgehen vor: Zuerst hören wir das FGPK-Votum, dann kann der Ab-
änderungsantrag begründet werden und anschliessend ist die Diskussion im Einwohnerrat 
zum Gesamtgeschäft eröffnet. Je nach Diskussionsverlauf kann nach der Abstimmung zum 
ersten Antrag die Diskussion nochmals eröffnet werden. Zum Schluss nimmt der Stadtrat 
Stellung. Bei den Abstimmungen gehen wir so vor, dass eine Ausmarchung dieser Anträge 
auf gleicher Stufe erfolgen wird. Dieses Prozedere erläutere ich vor den Abstimmungen 
noch genau.  
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Angela Milesi, Mitglied: Ich gebe Ihnen einen Überblick über die Behandlung des Ge-
schäfts "Revitalisierung Markthalle Vorgehen ab 2025". Die FGPK-Sitzung fand am 3. De-
zember 2024 statt. Auskunftspersonen waren Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident, und 
Anna Borer Co-Leiterin Stadtentwicklung. Die Auskunftspersonen haben uns den Stand des 
Vorhabens folgendermassen geschildert: Mit viel Engagement ist in der Markthalle in den 
letzten zwei Jahren ein ambitionierter Testbetrieb durchgeführt worden. Das Ziel war, eine 
mögliche Richtung für die Nutzung aufzuzeigen. Aufgrund von Rückmeldungen aus der 
Bevölkerung nahm man schon während des Testbetriebs Anpassungen vor. Zum Beispiel 
sollen zukünftig keine Anlässe mit hohen und längeren Lärmemissionen mehr bewilligt 
oder durchgeführt werden. Auch soll es weniger kommerzielle Veranstaltungen geben. 
Man möchte den Fokus stärker auf den Quartiertreffpunkt legen. Das verträgt sich mit der 
Zone "belebte Altstadtzone". Der zweite Auftrag, nämlich zu prüfen, wie die Situation ohne 
Markthalle aussehen könnte, ist noch nicht in die Tiefe ausgeführt. Es gibt eine Vorstudie 
mit grob drei Begrünungsvarianten. Die Diskussion in der FGPK war konstruktiv aber 
gleichzeitig sehr schwierig. Festzuhalten ist, dass die Vorstösse aus dem Einwohnerrat vor 
der Testphase in verschiedenste Richtungen gingen, mit oder ohne Markthalle. Und die Be-
dürfnisse sind offensichtlich unverändert verschieden. Die Ambivalenz zeigte sich bis hin 
zu teils sich im Lauf der Diskussion ändernden Haltungen und Folgerungen. Die Markt-
halle und der Färberplatz lassen offenbar kaum jemanden emotional unberührt. Die Hal-
tungen in der FGPK reichten von Zurück zu vor dem Testbetrieb, also Vermietungen mit 
gewerbepolizeilicher Genehmigung, bis hin zu zügiger Verstetigung der gewonnenen Er-
kenntnisse. Der kleinste gemeinsame Nenner war, nach vielen Jahren mit einer unbefriedi-
genden Situation jetzt endlich DIE Lösung zu finden. Im Folgenden gebe ich einen Einblick 
zu den Fragen, die in der Kommission zum Betrieb der Halle gestellt wurden. Würde sich 
überhaupt eine unabhängige Trägerschaft finden? Wie würde diese Trägerschaft funktio-
nieren? Wieso sind die Kosten von dieser Option nicht in der vorliegenden Botschaft? Die 
Fortsetzung 2025 auf Sparflammenbetriebe wie es der Stadtrat vorschlägt, verschiebe das 
Problem nur um ein Jahr. Man wisse genug und könnte jetzt entscheiden. Die Auskunfts-
personen erläuterten, dass die Option Weiterentwicklung mit einer unabhängigen Träger-
schaft erst grob verfolgt wurde, um nicht vor der politischen Klärung Kosten zu generie-
ren. Erste Überlegungen zeigen zwei Optionen. Eine davon ist ein Verein mit einer 
Vertretung der Stadt im Vorstand und mit einer Leistungsvereinbarung mit der Stadt. Die 
Andere wäre eine Betreibergesellschaft. Für den reduzierten Weiterbetrieb im nächsten 
Jahr sind die Kosten in der Botschaft aufgeführt. Es ist mindestens ein Lagerraum, ein WC 
und juristische Begleitung notwendig. Weitere bauliche Anpassungen fehlen aber. Das 
müsste man mit einem künftigen Betreiber bestimmen. Für den Weiterbetrieb schätzt die 
Stadt die Kosten auf ca. 120'000 Franken pro Jahr. Nicht vergessen darf man, dass die fi-
nanziell ertragreichen Anlässe hauptsächlich wegen Lärm und Anderem beklagt wurden. 
Diese Anlässe hat man bereits nicht mehr berücksichtigt. Weniger kommerzielle Veranstal-
tungen werden zu einem Rückgang der Einnahmen führen. Der Stadtrat weiss noch nicht, 
wie es weitergehen soll, auch wenn alle Informationen da sind. Er möchte aber einen Vor-
schlag unterbreiten. Bei der Belastbarkeit der Anrainer bei betreutem Betrieb: dazu gibt es 
zwei weit auseinander reichende Meinungen.  
 
 Je nach Anlass habe man kein Verständnis für die Empfindlichkeit. Wenn man in einer 

solchen Zone wohne, gehöre einige Male pro Jahr tagsüber Lärm von grösseren Events 
dazu.  

 Das wurde von der anderen Seite gegenteilig wahrgenommen. Eine Zunahme von Lärm 
wird befürchtet, da eine externe Betreibergesellschaft wohl Wachstum anstreben 
würde.  

Fortbestand oder Abriss der Halle? Man zeigt sich enttäuscht, dass trotz vieler Erkennt-
nisse keine klare Empfehlung für Abriss oder Erhalten erfolgt. Reichen die drei präsentier-
ten, wenn auch erst groben Varianten für das Vorgehen nach dem Abrisse nicht aus? Die 
Option Abriss ohne Vertiefung der möglichen Weiterentwicklung des Färberplatzes wird in 
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der Kommission verschiedentlich gestützt. Gegen die Vertiefung wurde auch das Argu-
ment eingebracht, man solle nicht über die Gestaltung danach diskutieren, solange man 
einen Betrieb für die Halle etablieren wolle. Es kamen auch die Ideen auf, die Halle durch 
etwas Gescheiteres zu ersetzen oder einfach die Seitenwände zu entfernen. Die Auskunfts-
personen haben zu diesen Fragen erläutert, dass bezüglich der Gestaltung des Raumes 
rund um die Markthalle herum tatsächlich weitere Abklärungen nötig seien. Es betreffe 
nämlich den Gesamtraum – und nicht nur das Areal der Halle. Der Stadtrat will auch hier 
einen Vorschlag unterbreiten. Die Seitenwände zu entfernen ist nicht möglich. Das ist ar-
chitektonisch und aus statischen Gründen nicht möglich, was aber in den Berichten aufge-
zeigt wurde. Ebenfalls in die Beurteilung miteinbeziehen soll man, dass die Markthalle das 
Nutzungsende noch nicht erreicht hat. In der FGPK folgte eine verhältnismässig knappe 
Diskussion um eine Klärung im Antrag 1 und eine langwierige Diskussion um einen An-
trag, der dem Antrag 2 des Stadtrates entgegengestellt werden soll, im Falle, wenn der 
erste Antrag abgelehnt würde. Während der Sitzung beantragte ein Mitglied der FGPK eine 
redaktionelle Änderung des Textes im Antrag. Es soll klar hervorgehoben werden, dass es 
um eine Variante ohne bestehende Markthalle geht. Der Text lautet wie folgt: Der Einwoh-
nerrat genehmigt den Zusatzkredit von 150’000 Franken für die Weiterentwicklung des 
Färberplatzes ohne bestehende Markthalle (Variantenstudium und Nutzungsstudie Färber-
platz) gemäss Investitionsplan. Die Kommission beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, 
diesen Antrag anzunehmen. Ein weiteres Mitglied der FGPK stellte den Antrag, bei Ableh-
nung von Antrag 1 den Antrag 2 des Stadtrats wie folgt zu ändern: Der Einwohnerrat ge-
nehmigt den Zusatzkredit in der Höhe von 225'000 Franken für die Verstetigung des 
Markthallenbetriebs. Die Kommission beantragt dem Einwohnerrat mit 6 Ja- gegen 4 Nein-
Stimmen, dass der Antrag 2 des Stadtrats für die Schlussabstimmung in diesem Sinn zu 
ändern sei, sofern Antrag 1 abgelehnt worden ist. Die Kommission empfiehlt dem Einwoh-
nerrat, nach der Schlussabstimmung über den Antrag 1 die Diskussion zu Antrag 2 noch-
mals zu eröffnen. So können je nach Abstimmungsergebnis zu Antrag 2 Abänderungsan-
träge gestellt werden. Nun kommen wir zu der Begründung von Antrag 1. Gründe für ein 
Ja zum Zusatzkredit zur Weiterentwicklung des Färberplatzes sind in der Kommission wie-
derholt das Interesse daran, was aus dem Raum werden könnte – das interessiert teils ex-
plizit, ohne dass der Abriss befürwortet wird – oder dann die Vorstellung einer zweckmäs-
sigeren, helleren Halle. Ein Nein zum Zusatzkredit zur Weiterentwicklung des 
Färberplatzes wird damit begründet, dass die Halle mit der betreuten Bespielung den Be-
reich aufwertet, dass öffentlicher Raum so oder so etwas kostet, dass sie zu jung ist zum 
Abreissen und dass es letzten Endes auch ohne Halle nicht ruhig sein wird. Die Kommis-
sion beantragt dem Einwohnerrat mit 6 Nein- gegen 4 Ja-Stimmen den redaktionell abge-
änderten Antrag 1: "Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit von 150'000 Franken 
für die Weiterentwicklung des Färberplatzes ohne bestehende Markthalle (Variantenstu-
dium und Nutzungsstudie Färberplatz) gemäss Investitionsplan" abzulehnen. Die Ja-/Nein-
Begründung zum Antrag 2 ist folgendermassen: Der Grund für ein Ja zum Zusatzkredit 
Verstetigung des Markhallenbetriebs ist einfach: die Halle soll bespielt und der Platz somit 
aufgewertet werden. Die Basis für ein Nein ist, dass eine "gescheitere" Halle bevorzugt 
würde, der Betrieb, wie bis 2022 gehabt, vorgezogen wird, die Anwohner vor Lärm ge-
schützt werden sollen. Die Kommission beantragt dem Einwohnerrat mit 6 Nein- gegen 4 
Ja-Stimmen den abgeänderten Antrag 2 "Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit in 
der Höhe von 225'000 Franken für die Verstetigung des Markthallenbetriebs" abzulehnen. 

Brigitte Vogt-Wehrli, Mitglied: Einleitend möchte ich klar betonen, dass sich die FDP-Frak-
tion mit diesem Änderungsantrag nicht etwa unterschwellig für den Abbruch der Markt-
halle aussprechen will. Dies wäre eine Falschinterpretation. Aber da die Diskussion zum 
Erhalt der Markthalle erst unter dem 2. Antrag verlangt ist, können wir uns erst dann zur 
Weiterentwicklung der Markthalle äussern. Unsere damalige Motion im Jahr 2021 unter 
dem Titel "Färberplatz wird zum Aarauer Lieblingsplatz", forderte die Erarbeitung von Ent-
scheidungsgrundlagen für den Erhalt und sinnvolle Nutzung der Markthalle. Diese sind 
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nun da, dank dem Testbetrieb, der Aarau Standortförderung hervorragend durchgeführt 
hat. Die Ergebnisse des Testbetriebes und die entsprechenden Kosten/Nutzen-Analysen 
liesse aber, je nach Massnahmen-Priorisierung und Nutzenentscheidung von eurer Seite, 
durchaus auch ein Entscheid für den Abbruch der Halle zu. Deshalb erachten wir den Vor-
schlag des Stadtrates, Zukunftsszenarien aufzuzeigen für einen Platz ohne Markthalle, gut 
angedacht. Denn einen leeren Hinterhofsraum ohne Nutzen und Charisma will keiner wie-
der entstehen lassen, weder hier im Parlament noch in der Bevölkerung. Im vorgelegten 
Vorschlag zur möglichen Gestaltung des eventuell freiwerdenden Raumes fehlt uns aber 
einfach die Kreativität in der Auswahl. Die Vorgabe, den leeren Platz und die Färbergasse 
nicht als Hitzespot werden zu lassen, sind auch für uns Grundbedingung. Diese wird mit 
den Varianten Stadtpark und Stadtwald so weit erfüllt. Die angestrebten Ziele von Bele-
bung und Begegnung, offener Nutzung für jedermann, freier Familienaufenthalt ohne Kon-
sumzwang, aber auch die Möglichkeit von sporadischer Durchführung des Flohmarktes 
und für die städtischen Traditionsanlässe wie MAG, Rüeblimärt, Mida sind aber mit diesen 
Vorschlägen aus unserer Sicht zu wenig erfüllt, da die drei Varianten von Begrünung mit 
Bäumen nur schwer umsetzbar sind. Deshalb unsere Überlegung, den Färberplatz könnte 
man auch mit Wasser abkühlen. Dies aber nicht nur mit dem geöffneten Rinnsal des Stadt-
baches, sondern mit einem begehbaren Wasserbecken mit Spritzbrunnen. Ihr habt solche 
sicher auch schon gesehen. Ich habe die Beispiele Bern und Bordeaux im Antrag aufge-
führt, es gibt aber bestimmt noch weitere. Wer von euch je einmal in der heissen Jahres-
zeit bei einem solchen Wasserbecken zuschauen konnte, mit welcher Freude und Hingabe 
Kinder (und Erwachsene ebenso) Spritzbrunnen und Wasserbecken geniessen und sich 
dort auch deren Familien treffen, weiss, von was ich spreche. Ein Grossbrunnen in dieser 
Art gibt es noch nicht in der Aarauer Brunnenauswahl, ein Kinderspielplatz mit so viel Was-
serelementen auch nicht und selbst Erwachsene können sich darin mit Sicherheit genuss-
voll heisse Füsse und heisse Köpfe kühlen. Der Platz lässt sich am Abend ruhigstellen, so 
auch die Immissionen. Wird der Platz für eine Veranstaltung benötigt, werden die Wasser-
düsen abgestellt und der Platz ist leer. Entsprechend lassen sich, wenn nötig, auch Veran-
staltungen durchführen, ob Open Air oder mit Zelt. Und sollte es Radau und Nachtlärm ge-
ben auf dem abgestellten Brunnenplatz, lassen sich kurz die Düsen aktivieren und schon 
herrscht Ruhe. Die Gestaltung der Anlage überlasse wir selbstverständlich den Experten 
von Lorenz Eugster, Landschaftsarchitektur und Städtebau. Für so viele Düsen wie der Bun-
desplatz betreibt, nämlich für jeden Kanton eine, werden wir auf dem Färberplatz nicht 
Platz haben aber vielleicht für jedes Quartier eine oder für jede Gemeinde des Bezirks. Um-
geben mit losen Stühlen, würde das Wasserspiel Aufenthaltsraum bieten für alle, Kinder 
und Erwachsene, die alle das Schauspiel von Licht, Wasser, Wasserdampf und Spiegeleffekt 
lieben. Nachts oder im kühlen Winter, wenn die Düsen abgestellt sind, kann der Platz mit 
den vorhandenen Stühlen zum unkomplizierten Ruheplatz umgewandelt werden, ähnlich 
dem Sechseläutenplatz in Zürich. Das wäre unser Ergänzungsvorschlag zur Gestaltung und 
Kühlung des Färberplatzes, sollte die Markthalle tatsächlich ihren Standort aufgeben müs-
sen. Es würde uns freuen, wenn ihr dem Änderungsantrag zustimmt, damit auch für eine 
Wasservariante Machbarkeit und Umsetzungskosten erarbeitet werden können. Herzlichen 
Dank für die Unterstützung zu diesem Antrag. 

Hannah Wey, Mitglied: Das Geschäft hat auch in unserer Fraktion zu sehr langen Diskussi-
onen geführt. Wir sind uns aber in folgenden Punkten einig: Erstens, dass der Versuchsbe-
trieb zu einer vor allem positiven Belebung des Areals geführt hat. Der Färbeplatz hat den 
Hinterhofcharakter verloren, sprichwörtlich an Farbe gewonnen und ist tatsächlich zu ei-
nem Treffpunkt für verschiedene Gesellschaftsschichten geworden. Danke auch für die al-
ternativen Vorschläge. Wir sind gleichzeitig froh, dass das Grobkonzept während des Test-
betriebs bereits angepasst worden ist und einige Grossveranstaltungen auf den Maienzug-
platz gezogen sind. Zweitens sind wir uns einig, dass – egal wie der Färberplatz in Zukunft 
aussehen wird und ob dort eine Halle steht - es wohl unumgänglich ist, dieses Areal aktiv 
zu bewirtschaften, damit ein gesellschaftlicher Nutzen erhalten bleibt. Mit der Aussage im 
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FGPK-Protokoll, dass es ohne Halle keinen Betrieb mehr braucht, sind wir nicht einverstan-
den. Der Testbetrieb hat gezeigt, dass eine Bewirtschaftung - mit Halle – kostenintensiv 
ist, was auch bei uns in der Fraktion nicht ganz unumstritten war. Es gilt also, den gesell-
schaftlichen Nutzen und die Kosten sorgfältig abzuwägen. Bezüglich der zukünftigen Kos-
ten sehen wir einen kleinen Widerspruch zwischen einer - möglichst auch finanziell – ei-
genständigen Betreiberschaft und dem Wunsch einer nicht-kommerziellen und lokalen 
Nutzung des Areales. Wir sind aber positiv gespannt, ob sich jemand für den Spagat fin-
det. Drittens sind wir uns einig, dass wir uns nicht wünschen, wieder auf Feld 1 zurückzu-
kehren und die Markthalle lediglich zu vermieten. Dem Antrag der FGPK zur sprachlichen 
Präzisierung vom stadträtlichen Antrag 1 stimmen wir einstimmig zu. Hier ist es fertig mit 
der Einigkeit. Es wird kompliziert. Anschliessend werden wir dem ersten Antrag des Stadt-
rats zur Nutzungsstudie "Färberplatz ohne Markthalle" mehrheitlich zustimmen. Diejeni-
gen, die nicht zustimmen, möchten die Markthalle sowieso bis zum Lebensende behalten 
und finden es nicht nötig, dass alternative Nutzungen ohne Halle geprüft werden. Die an-
deren, die dem ersten Antrag des Stadtrats zustimmen – also eine Nutzung ohne Halle ge-
prüft haben wollen, sind allerdings nicht überzeugt von den Vorschlägen in den Unterla-
gen – Stadtpark, Nutzgarten, Bäume. Diese möchten darum, dass auch weitere Nutzungen 
abgeklärt werden. Einige von uns werden darum dem Antrag der FDP zum Wasserspiel zu-
stimmen, auch wenn der Vergleich mit dem Bundesplatz und Bordeaux von den Dimensio-
nen her stark hinkt. Wir nehmen aber an, dass eine Öffnung des Stadtbach und generelle 
Wasserelement weiterhin abgeklärt werden. Wieso nicht ein grosser Brunnen mit Sau-
nahäuschen im Winter? Das könnte amüsant werden. Auch haben wir diskutiert, warum 
nicht abgeklärt wird, auf dem Färberplatz wieder ein Gebäude zu bauen, zum Beispiel mit 
marktähnlichen Strukturen im Erdgeschoss und Wohnungen darüber. Weil es noch nicht 
kompliziert genug ist: im Falle einer Ablehnung des ersten Antrags des Stadtrat wird via 
FGPK-Antrag die sofortige Verstetigung gefordert. Grundsätzlich finden wir, dass heute 
noch nicht der richtige Zeitpunkt ist für einen Grundsatzentscheid. Einige von uns würden 
diesem Antrag aber zustimmen, um zu verhindern, dass wir zurück auf Feld eins fallen 
und die Markthalle, wie vor dem Testbetrieb, nur noch vermietet wird. Denn dazu ist die 
nötige Sanierung doch zu teuer. 

Fabio Mazzara, Mitglied: Die Fraktionen Pro Aarau und EVP wird in dem Geschäft eben-
falls nicht einheitlich abstimmen. Ich werde nicht so detailliert aufschlüsseln, wie das die 
Vorrednerin getan hat. Wir werden das dann bei der Abstimmung sehen. Dass sich etwas 
ändern soll, da waren sich alle einig. Wie die Situation und die Nutzung rund um die 
Markthalle in den vergangenen 20 Jahren waren, dahin möchten wir nicht zurück. Es 
kommt auch nicht von ungefähr, dass die Fraktionen von links bis rechts, Postulate und 
Motionen einreichten. Gefühlt niemand in meinem Umfeld findet die Markthalle – wie sie 
ist – gut. Darum ist es gut, besprechen wir jetzt, wie es vorwärts gehen soll. In der aktuel-
len Situation heisst "vorwärts kommen", dass die Markthalle saniert und ergänzend aufge-
wertet werden soll. Mit der Aufrüstung einer besseren Beleuchtung, mit Ergänzungsbauten 
wie Toiletten und einem Lagerraum soll es möglich sein, die Halle besser zu bespielen. 
Das alles kostet Geld. Vorwärts gehen könnte aber auch heissen, die Markthalle wird abge-
rissen und der Raum wird neu geplant. Auch das würde Chancen ergeben und auch das 
kostet Geld. Die Mehrheit unserer Fraktion möchte der Halle nochmals eine Chance geben. 
Sie muss zwar saniert und aufgewertet werden, doch die Markthalle ist noch nicht am 
Ende ihres Lebenszyklus' angelangt. Bei der Bespielung hat es in der Testphase gute An-
sätze gegeben. Das kann aus unserer Sicht noch klarer und besser werden. Die Neuorgani-
sation wird bestimmt Zeit beanspruchen, um einen guten Weg zu finden. Wir freuen uns 
jedoch über eine offene Halle mit vielfältiger Nutzung, nahe an der Bevölkerung. Das vor-
handene gastronomische Angebot in der Altstadt empfinden wir als ausreichend. Ein wei-
teres Angebot in der Markthalle braucht es nicht. Wir begrüssen es auch, dass der Stadtrat 
in Zukunft die Food-Festivals im Schachen plant und nicht mehr in der Region Markthalle. 
Betreffend Lärm muss darauf geachtet werden, dass die lärmintensiveren Veranstaltungen 
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nicht übermässig zunehmen. Es könnte sinnvoll sein, eine fixe, maximale Anzahl von lau-
ten Veranstaltungen pro Jahr zu definieren. Grundsätzlich ist es aber schon so, dass wenn 
man der Markthalle mehr Leben einhauchen will, dass es dort dann auch mehr Leben hat. 
Das Leben ist selten leise. Eine positive Entwicklung der Markthalle hat vermutlich auch 
zur Folge, dass es etwas lauter werden wird. Von der Anwohnerschaft erwarten wir auch 
eine gewisse Lärm-Resilienz. Wer im Zentrum wohnt, kann nicht erwarten, dass es immer 
ruhig ist. Ich bin gespannt auf das Abstimmungsergebnis und freue mich auf den weiteren 
Verlauf des Abends.  

Irene Stutz, Mitglied: Auch wir in der SP-Fraktion haben die Botschaft und die Anträge in-
tensiv diskutiert. Als dann jemand die Frage gestellt hat: "Wer ist denn jetzt für den Erhalt 
der Markthalle und wer für den Abriss", wurde es kurz ruhig. Es ist ja genau die Frage, die 
endlich beantwortet werden will: und zwar von uns. Dementsprechend hätten wir uns ei-
nen Antrag für oder gegen die Markthalle in der Botschaft gewünscht. Jetzt liegt uns diese 
eher mutlose Botschaft vor; schade! Es scheint, als möchte der aktuelle Stadtrat diese 
spannende Frage dem neuen Stadtrat überlassen. Ungefähr die Hälfte unserer Fraktion ist 
für den Erhalt der Markthalle, eine Person für den Abriss, der Rest eher unschlüssig – man 
muss sich ja nicht heute entscheiden! Es bleibt also auch bei uns spannend. Und spannend 
ist auch der Bau und die sich verändernden Anforderungen an die Architektur. Das Archi-
tekturbüro Miller Maranta hat das Thema Material, Proportionalität architektonisch insze-
niert und der hölzerne Baukörper ist als «Kunstwerk» gefeiert worden. Jetzt, und gut 20 
Jahre nach der Fertigstellung haben sich die Anforderungen und Wünsche an Architektur 
und öffentliche Plätze verändert. Jetzt wünscht man sich keine skulpturalen Kunstwerke 
mehr, sondern eher Treffpunkte und durchlässige, offene, naturnahe Räume – was der ak-
tuelle Bau als Kubus natürlich nicht bietet. Kommen wir zu den Anträgen: Antrag 1: Die 
Präzisierung durch die FGPK hat der Diskussion um den Antrag 1 definitiv geholfen – nur 
schon deshalb ist er richtig gewesen und er wird von der Mehrheit in meiner Partei gutge-
heissen – und auch egal in welcher Variante. Weil: Viele in meiner Fraktion sind – wie vor-
hin schon gesagt – zwar der Meinung, die Halle sei zu jung oder die Alternativen seien 
nicht besser. Die Halle könnte auch stehen bleiben. Das heisst aber eben nicht, dem zu-
sätzlichen Kredit für weitere Abklärungen für einen Färberplatz ohne Halle trotzdem zuzu-
stimmen. Denn über den Abriss entscheiden wir ja eben nicht heute. Aber wir entscheiden 
heute – im Antrag 2 – ob die Nutzung der Markhalle weiterhin vom extra dafür gegründe-
ten Nutzungsteam unter der Koordination von Aarau Standortförderung strategisch und 
operativ verantwortet wird – oder ob wir zurück auf Feld 0 gehen, die Gruppe auflösen und 
der Platz wie bis vor 2 Jahren zur Nutzung – wie andere Plätze in der Stadt – von der Ge-
werbepolizei bewilligt werden kann. Und wenn man den Erkenntnisbericht des Testbetrie-
bes studiert, die Zusammenfassung in der Botschaft liest oder vor Ort gewesen ist, wird 
klar: der kuratierte Betrieb ist grundsätzlich eine Aufwertung des Ortes gewesen. Das Nut-
zungs- und Betriebskonzept 2022 ist also getestet und die Learnings sind notiert. Und nur 
schon, dass die Halle grundsätzlich öffentlich zugänglich ist und unter anderem einen 
konsumfreien Aufenthaltsort bietet, finden wir für die Zukunft der Halle richtig. Gutheis-
sen werden wir also den Antrag 2, in beiden Varianten. Zweimal Nein – wie es die FGPK 
empfiehlt, wünschen wir uns nicht. Mindestens ein Ja bei Antrag 2 finden wir sinnvoll. 
Über den Wasser-Antrag der FDP haben wir uns leider nicht ausgetauscht – dazu kann ich 
nichts mitteilen. 

Urs Winzenried, Mitglied: Ich bedanke mich beim Stadtrat für die nicht einfache Botschaft 
mit zwei Anträgen. Hier geht es um ein Thema: Allen Leuten recht getan, ist eine Kunst, 
die niemand kann. Die Markthalle existiert seit rund 20 Jahren und war während dieser 
Zeit nie ganz unbestritten. Jetzt ist sie gar zu einem Politikum geworden. Es gibt Leute, die 
lieben diese Halle und wollen sie unbedingt beibehalten. Es gibt aber auch Personen, die 
möchten, dass die Markthalle lieber heute als Morgen weg wäre und durch etwas Sinnvol-
leres ersetzt werden würde. Nach bald zweijährigem Testbetrieb ist es an der Zeit, nun zu 
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entscheiden. Eine Verlängerung des Testbetriebes kommt für die SVP-Fraktion nicht in 
Frage, zumal dazu schon sehr viel Geld, nämlich 700'000 Franken verwendet worden ist. 
Eine Verlängerung des Testbetriebs bringt kaum weitere zusätzliche Erkenntnisse. Jetzt ist 
der Zeitpunkt gekommen, die Varianten zu diskutieren und zu entscheiden, wie es mit der 
Markthalle weitergehen soll. Es gibt drei denkbare Szenarien. Szenario 1: Die Markthalle 
wird abgerissen und der Färberplatz neu gestaltet mit einem Park, mit Bäumen oder mit 
einem Wasserspiel. Diese Möglichkeit könnte man mit "Variante Park/Variante Wasserspiel" 
betiteln. Szenario 2: Die Markthalle wird umfassend saniert, um eine langfristige Versteti-
gung des Betriebes/der Organisation mit einer Dauerbespielung und einer fixen Träger-
schaft zu ermöglichen. Das wäre dann die "Variante Casino". Szenario 3: Die zwingend 
notwendige Sanierung wird vorgenommen und man rückt zurück auf Feld 1. Das heisst, 
die Markthalle wird durch die Stadtpolizei an die Nutzer/-innen vermietet. Das wäre die 
"Variante Waldhütte". Die drei Varianten ergeben sich indirekt aus den durch den Stadtrat 
unterbreiteten zwei Anträgen. Antrag 1: Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit von 
150'000 Franken für die Weiterentwicklung des Färberplatzes ohne Markthalle (Varianten-
studium und Nutzungsstudie Färberplatz) gemäss Investitionsplan. Das bedeutet, man 
entscheidet sich für die "Variante Park/Variante Wasserspiel". Antrag 2: Der Einwohnerrat 
genehmigt den Zusatzkredit in der Höhe von 225'000 Franken für die Verstetigung des 
Markthallenbetriebs. Das bedeutet, man entscheidet sich für die "Variante Casino". Was 
passiert nun, wenn wir wie abstimmen? Wenn wir dem Antrag 1 zustimmen und den An-
trag 2 ablehnen heisst das nichts anderes, als dass wir die Markthalle abreissen und den 
Färberplatz anderweitig nutzen wollen. Lehnen wir Antrag 1 ab und stimmen Antrag 2 zu, 
dann heisst das gerade das Gegenteil. Wir wollen die "Variante Casino" und stimmen auch 
zu, die Markthalle viel besser auszubauen. Beiden Anträgen zuzustimmen ist sinnlos. Das 
würde heissen, die Markthalle wird abgerissen und gleichzeitig verstetigt. Das ist für nie-
manden eine echte Option. Beide Anträge abzulehnen wäre dann eine vierte Variante. Die-
ses Abstimmungsverhalten würde zurück auf Feld 1 vor dem Testbetrieb führen, zu "Vari-
ante Waldhütte". Die Fraktion der SVP, wie auch die anderen Fraktionen diskutierten 
intensiv über die verschiedenen Varianten und Anträge. Es mag kaum erstaunen, wenn ich 
mitteile, dass unsere Fraktion nicht geschlossen hinter den einzelnen Anträgen steht. Zu 
Antrag 1 stimmen wir grossmehrheitlich: die Halle muss weg. Gründe für den Abriss der 
Markthalle sind vielfältig. Das Gebäude ist unschön, dunkel, nicht windgeschützt und 
überdimensioniert. Zudem passt die Markthalle nicht ins Stadtbild, generiert keinen oder 
nur einen kleinen Gebrauchswert. Und wenn sie genutzt wird, entsteht Lärm, generiert viel 
Abfall und ist auch den Anwohnern zum grossen Teil ein Dorn im Auge. Deshalb ist der 
Grundtenor – weg mit der Markthalle. Genauso gibt es aber auch Gründe, die Halle beizu-
behalten, resp. gegen einen Abriss zu stimmen. In unserer Fraktion ist das allerdings eine 
Minderheit. Die Nutzungsdauer der Markthalle ist mit 20 Jahren noch nicht erreicht. Bis 
heute gilt das Bauwerk als Vorzeigeobjekt, darauf soll man stolz sein. Dafür bekam Aarau 
2002 den Heimatschutzpreis für die vorbildliche Integration der zeitgenössischen Markt-
halle Färberplatz in die historische Altstadt von Aarau. Das Bauwerk hat durchaus Berechti-
gung. Es bildet einen zentralen und überdachten Veranstaltungsort in der Altstadt und ist 
auch eine Bereicherung für die Stadt Aarau. Zusammengefasst stimmen wir allerdings dem 
Antrag 1 zu, was so viel bedeutet wie: Abriss der Markthalle. Bei Antrag 2 sind wir uns in 
der Fraktion einig, das heisst, wir lehnen ihn ab. Die SVP-Fraktion ist der Meinung, dass 
nicht nur der Testbetrieb nicht mehr weitergeführt werden soll und auch nicht mehr er-
wünscht ist, sondern, dass auch eine Verstetigung resp. eine Dauerbespielung dieser Halle 
nicht der richtige Weg ist. Stichworte gegen die Markthalle sind: Kosten, Notwendigkeit 
des Projektes, Personal- und Betriebsaufwand, Lärm- und Schmutzemissionen. Sollte die 
Markthalle nicht zurückgebaut werden, dann möchte man zumindest zurück zu der Situa-
tion vor dem Testbetrieb. Das heisst zur "Variante Waldhütte", mit Vermietung durch die 
Stadtpolizei. Jetzt hoffe ich, dass wir in allen Fraktionen genug Pros und Kontras gefunden 
haben, um eine spannende Abstimmung zu generieren.  
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Peter Jann, Mitglied: Die Geschichte der Markthallen geht bis in die Antike zurück; die Ge-
schichte und die Diskussionen rund um die Aarauer Markthalle dauern zwar nur fast ein 
Vierteljahrhundert aber immer noch genug Zeit, damit sich der Wurm darin festsetzen 
kann und emotionale Diskussionen ausgelöst hat. Wir haben hier tatsächlich eine verwor-
rene Situation. Wahrscheinlich haben die damals verantwortlichen Personen und die Archi-
tekturbüros primär die Architektur im Auge gehabt, wie auch die architektonische Ästhetik 
und dabei die Menschen und ihre Bedürfnisse vergessen. Ich glaube nicht, dass sich die 
Bedürfnisse geändert haben, man hat sie wahrscheinlich von Anfang an vernachlässigt. 
Aufgrund der relativ teuren Sanierungskosten und Kritik an der Markthalle von ver-
schiedensten Seiten wollte die GLP, dass ein Hallenabbruch und eine alternative Nutzung 
der freigewordenen Fläche geprüft werden. Daraufhin beschloss der Einwohnerrat, auf An-
trag der FDP, einen zweijährigen Testbetrieb mit Kosten von rund 700’000 Franken. Ver-
sprochen wurde, dass wir nach dem Testbetrieb die Entscheidungsgrundlage für Varianten 
Verstetigung und Abriss mit Neugestaltung erhalten werden. Jetzt heisst es, wir benötigen 
einen weiteren Kredit für die Abklärung der Variante Neugestaltung. Und damit der Test-
betrieb nicht unterbrochen wird, beantragt man gleich nochmals 150’000 Franken. Eigent-
lich hätten wir uns, wie andere Parteien auch, schon heute fundierte Entscheidungsgrund-
lagen für die verschiedenen Varianten gewünscht. Nach wie vor möchte die Fraktion GLP-
Mitte einen fundierten Variantenvorschlag für eine Zukunft ohne die aktuelle Markthalle. 
Die Lösung kann dabei auch sein, gar keine Halle (gemäss aufgeführten Vorschlägen) -
aber bitte ohne Gemüsegarten – oder eine überdachte Freifläche. Auch den Vorschlag der 
FDP (Wasserspiel) würde unsere Fraktion unterstützen. Wir werden dem Antrag 1 für den 
Kreditantrag ohne aktuelle Markthalle zustimmen und dem Ergänzungsantrag von der FDP 
ebenfalls zustimmen. Grundsätzlich ist unsere Fraktion auch nach dem Testbetrieb skep-
tisch, dass die Stadt jährlich so viel Geld in eine aufwändige Bespielung investieren soll, 
um die Markthalle aufzuwerten. Für einen solchen Betrieb war die Markthalle ursprünglich 
gar nicht angedacht. Irene Stutz hat die architektonischen Qualitäten schon beschrieben. 
Die baulichen Massnahmen, die für einen fortlaufenden Betrieb notwendig sind, stört den 
Charakter dieser Halle zusätzlich. Ich glaube, es wird nie ein überzeugendes Ganzes sein, 
wie wenn man das von Anfang an mitgedacht hätte. Die Stadt beurteilt den Testbetrieb als 
gelungen. Die Rückmeldungen seien positiv. Auch aus dem Einwohnerrat sind mehrere lo-
bende Worte zu hören. Unbestritten ist, dass der Ort belebt werden konnte. Das Angebot 
hat ganz unterschiedliche Interessen angesprochen und wurde genutzt. Man kann wirklich 
sagen, es war ein Erfolg. Aber Hand aufs Herz: War bei Ausgaben von 700’000 Franken 
über zwei Jahre etwas anderes zu erwarten? Die PR-Legende Rudolf Farner von Farner Con-
sulting soll einmal gesagt haben: "Gebt mir eine Million Franken und ich mache aus einem 
"Härdöpfelsack" einen Bundesrat". Zwar ist die Markthalle kein Kartoffelsack und sie soll 
auch nicht Bundesrätin werden – auch wenn es ein Wasserspiel geben sollte und es wurden 
nur 700'000 Franken ausgegeben. Das Prinzip ist aber das gleiche, man fordert einen Kre-
dit ein, stellt ein Bespielungsteam auf die Beine, organisiert Basketballspielanlässe, stellt 
einen "Töggelikasten" auf und der Betrieb verstetigt sich. Die Leute nutzen das Angebot. 
Das Bedürfnis ist also da. Die Frage ist, ist es tatsächlich vorhanden? Aber gefällt es den 
Leuten auch noch, wenn sie auf etwas anderes verzichten müssten? Oder wenn die Steuern 
erhöht werden müssten oder wenn ein kostendeckender Eintritt verlangt werden müsste? 
Die GLP lehnt deshalb die Anträge für eine Verstetigung grundsätzlich ab. Sicher lehnen 
wir auch den Antrag um Erhöhung auf 225'000 Franken für die Verstetigung ab. Beim 
stadträtlichen Antrag auf eine Verstetigung von 147’000 Franken werden wir grösstwahr-
scheinlich ablehnen. Dies auch im Hinblick auf die Situation, dass das Abstimmungsergeb-
nis in zweimal Nein resultieren könnte. Dann wäre der Wurm tatsächlich weiterhin in der 
Markthalle. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Gerne hätte ich gesagt: "Danke für die positive 
und einheitliche Aufnahme des Geschäfts." Das Spektrum der Erwartungen und Wünschen 
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rund um die Markthalle und um den Färberplatz ist sehr heterogen und vielfältig. Das ha-
ben auch wir im Stadtrat realisiert. Gerne möchte ich zwei bis drei Punkten erwähnen und 
nochmals darauf hinweisen. In den vergangenen eineinhalb Jahren wurde sehr viel geprüft 
und getan. Man hat ausprobiert, was funktioniert und was funktioniert nicht. Es ist nicht 
so, dass 700'000 Franken verwendet wurden und man dabei zu keiner Erkenntnis gekom-
men wäre. Im Bericht sind sehr genau dargestellte Vorstellungen abgebildet, was auf dem 
Färberplatz möglicherweise passieren könnte. Seien es lärmende Sportanlässe, Streetfood-
festivals etc., das haben wir alles geprüft. An dieser Stelle bedanke ich mich bei Daniela 
Nafzger und Romana Waller von Aarau Standortförderung und bei Anna Borer, Co-Leiterin 
Stadtentwicklung. Sie haben in den vergangenen zwei Jahren gemeinsam das Projekt 
"Markthalle" intensiv betreut und die verschiedenen Bespielungsformen geprüft. Im Stadt-
rat sind wir zum Schluss gekommen, dass wir in der Entscheidungsfindung "Testbetrieb 
Start am 1. April 2023" tatsächlich nicht so weit gekommen sind, wie angestrebt. Es gibt 
zusätzliche Abklärungen zur Sicherstellung. Nach ausgiebigen Diskussionen im Stadtrat 
haben wir zwei Anträge für die Weiterentwicklung formuliert. Der erste Antrag dient der 
vertieften Weiterentwicklung, wenn die Markthalle nicht mehr erwünscht ist. Die zusätzlich 
eingebrachte Variante Wasser wurde im Einwohnerrat positiv aufgenommen. Auch andere 
erwähnte Ideen sind vorstellbar und wiederum Andere eher nicht. Ein vertieftes Varianten-
studium erscheint dem Stadtrat als sinnvoll. Mit einem Abriss der Markthalle alleine wäre 
die Arbeit nicht getan. So würde mitten in der Stadt wieder eine Lücke entstehen, wie das 
schon zwischen ca. 1970 und 2000 der Fall war. Das wäre kein zufriedenstellender Zu-
stand, auch keine Beruhigung für die betroffenen Bewohner rund um den Färberplatz, 
ebenso wenig für das Gewerbe und für die Besitzer/-innen der Liegenschaften. Der zweite 
Antrag entstand aus der Abwägung, einen gewissen Betrieb sicherzustellen. Die Situation 
ist nicht so, dass die Vermietung und die Bewirtschaftung der Markthalle von heute auf 
morgen zurück zu der Gewerbepolizei kehren können. Es gibt eine Möblierung und eine 
Bepflanzung. Das wird von der Nachbarschaft als attraktiv bewertet. Das wird so oder so 
weitergepflegt und benötigt einen gewissen Betrag, um die momentane Situation aufrecht 
zu erhalten. Mit 147'000 Franken kann der aktuell reduzierte Betrieb, ohne zusätzliche 
Netzwerkentwicklungen, sichergestellt werden. Dieses Szenario kann sich der Stadtrat vor-
stellen. Das Ziel ist jedoch, Ende 2025 ein Gesamtraum-Projekt vorzustellen, dass das Ge-
biet von Häberli Sport, zwischen den Toren bis hin zum Schuhhaus Storchen umfasst. Wir 
sprechen hier nicht nur von der Markthalle alleine, sondern von der Machbarkeit für das 
gesamten Areal. Die verschiedenen Anträge betreffend: Der Antrag der FGPK ist eine reine, 
inhaltliche Klärung des Antrags vom Stadtrat. Hier spricht man vom Färberplatz ohne 
Markthalle. Das ist für den Stadtrat unproblematisch. Bei dem Abänderungsantrag der FDP 
zu Antrag 1 mit dem gleichen Betrag und einer zusätzlichen Option auszuarbeiten, hier 
kann der Stadtrat nicht einfach so zustimmen. Wir können allerdings sicherstellen, dass 
wir die Variante Wasserspiel mitentwickeln. Allenfalls kann auch eine bestehende Variante 
reduziert entwickelt werden oder man lässt sie gar ganz weg. Der Stadtrat wird aber den 
jetzt vorliegenden Ergänzungsantrag der FDP "Abänderungsantrag zu Antrag 1" nicht un-
terstützen. Den zweiten Antrag des Stadtrates "Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatz-
kredit von 147'000 Franken für den einjährigen Markthallenbetrieb in reduzierter Form" 
haben wir in Austarierung der verschiedenen Betriebsmöglichkeiten so definiert, dass der 
reduzierte Betrieb in der Markthalle weitergehen kann. Bevor wir nicht wissen, wie es auf 
dem Färberplatz weitergehen soll, fördern wir keine Verstetigung mit dem Entwurf von 
Verträgen für mögliche Betreiber in der Grössenordnung von 50’000 Franken. Das Ziel des 
Stadtrats ist es, bis in einem Jahr ein vertieftes Gesamtkonzept, unter Berücksichtigung 
der Varianten – auch mit Wasserspiel, für den Raum zwischen den Toren bis hin zum Stor-
chen vorzulegen. Der Stadtrat bleibt bei seinen zwei Anträgen und ist gespannt, wie der 
Einwohnerrat entscheiden wird.  

Anja Kaufmann, Präsidentin: Das Vorgehen für die Abstimmung schlage ich folgender-
massen vor.  Antrag 1: Der Antrag des Stadtrats sowie die Anträge der FGPK und der FDP 
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sind Anträge gleicher Stufen und schliessen sich gegenseitig aus. In einem ersten Schritt 
würden wir die Varianten der FDP und der FGPK einander gegenüberstellen. Der obsie-
gende Antrag stellen wir dem stadträtlichen Antrag gegenüber. Wiederum der obsiegende 
Antrag kommt in die Schlussabstimmung. Sind mit diesem Vorgehen alle einverstanden? 

Matthias Zinniker, Mitglied: Ich empfehle, die Anträge der FDP und FGPK einander nicht 
gegenüberzustellen. Die beiden Anträge widersprechen sich nicht. Der Antrag der FGPK 
betrifft Satz 1. Die FDP schlägt einen ergänzenden Satz vor. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Beide Anträge gemeinsam zu berücksichtigen ist nicht mög-
lich. 

Matthias Zinniker, Mitglied: Es ist als Gegenüberstellung zum stadträtlichen Antrag ge-
dacht – als Abänderung des stadträtlichen Antrags. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Das kommt noch zum Zuge, wenn der FDP-Antrag obsiegt, 
dann wird er dem stadträtlichen Antrag gegenübergestellt. In diesem Fall muss es eine Ge-
genüberstellung geben. Wir haben drei Anträge auf gleicher Stufe. 

Matthias Zinniker, Mitglied: Die Anträge der FGPK und der FDP widersprechen sich nicht. 
Dann müssen die beiden Anträge nicht einander gegenübergestellt werden. Mein Vor-
schlag wäre, den Antrag der FGPK jenem des Stadtrats gegenüberzustellen. Es spielt keine 
Rolle, welcher Antrag obsiegen wird. Bei der zweiten Abstimmung kommt der Antrag der 
FDP als Ergänzung zum Zuge. Das würde am bestehenden Wortlaut nicht ändern. Das wäre 
lediglich eine Ergänzung mit einem zweiten Satz.  

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir berufen eine fünfminütige Pause ein, um uns mit 
Matthias Zinniker zu beraten. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Die Einwohnerratssitzung wird nach der kurzen Pause fort-
gesetzt. Wir haben das Vorgehen diskutiert. Es bleibt dabei, wie eingangs vorgeschlagen. 
Und zwar deshalb, weil der FDP-Antrag den FGPK-Antrag bereits enthält und eine Ergän-
zung zusätzlich mit Wasserspiel darstellt. Also stellen wir die beiden Anträge einander ge-
genüber. Der FGPK-Antrag ist ohne Wasserspiel und der FDP-Antrag mit Wasserspiel. Der 
obsiegende Antrag wird anschliessend dem bestehenden, gesetzten Antrag des Stadtrats 
gegenübergestellt. 

Abstimmung 

Dem Antrag der FGPK stimmen 8 Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte zu. 

Dem Antrag der FDP stimmen 39 Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte zu. 

 
Somit hat der Antrag der FDP mit dem Wasserspiel obsiegt und wird dem stadträtlichen 
Antrag gegenübergestellt.  

Abstimmung 

Dem Antrag des Stadtrats stimmen 11 Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte zu. 

Dem Antrag der FDP stimmen 36 Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte zu. 
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Schlussabstimmungen 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 33 Ja-Stimmen gegen 14 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit von 150'0000 Franken für die Weiterent-
wicklung des Färberplatzes ohne bestehende Markthalle (Variantenstudium und Nutzungs-
studie Färberplatz) unter Erweiterung der vorliegenden Varianten um die folgende be-
schriebene Variante "Wasserspiel". Dies bei gleichbleibendem Kredit oder wenn nötig durch 
Verzicht auf Vertiefung einer der Begrünungsvarianten, welche am wenigsten geeignet er-
scheint. 

Ist nach dieser Ausgangslage nochmals die Diskussion gewünscht? Das scheint nicht der 
Fall zu sein. Somit ist der Antrag angenommen. Ich gehe davon aus, dass der FGPK-Antrag 
nicht weiter zur Diskussion steht – ist das korrekt? 

 
Nun gelangen wir zur Schlussabstimmung über den stadträtlichen Antrag 2. 

Der Einwohnerrat fasst mit 25 Ja-Stimmen gegen 22 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit in der Höhe von 147'000 Franken für den 
einjährigen Markthallenbetrieb in reduzierter Form.  

Diese Beschlüsse unterliegen gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen 
Referendum. 

 
Dieses Geschäft ist somit erledigt. Wir behandeln nun noch ein Geschäft. Die weiteren 
Traktanden werden auf die Einwohnerratssitzung vom 20. Januar 2025 verschoben. 
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Traktandum 12 

Motion Lea Naon (GLP), Alexander Umbricht (GLP), Fabio Mazzara (Pro Aarau), Beatrice 
Klaus (SP), Laszlo Etesi (SP), Nicole Lehmann Fricker (FDP), Petra Ohnsorg (Grüne): 
Zeitnahe Lösung für den Zurlindensteg 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Die Motion "Zeitnahe Lösung für den Zurlindensteg" wurde 
als dringlich erklärt. Deshalb wird die Motion materiell behandelt. 

Antrag 

Der Stadtrat wird beauftragt, dem Einwohnerrat im Jahr 2025 einen Projektierungskredit 
für einen zeitnah realisierbaren Ersatzneubau oder einen Ergänzungsbau des Zurlin-
denstegs für die verkehrliche Anbindung des Scheibenschachens und der Aarenau für Ve-
lofahrende/Zufussgehende zu unterbreiten.  
 
Ich übergebe das Wort an die Motionärin für die materielle Begründung. 

Lea Naon, Mitglied: Diese Motion wurde für dringlich befunden. Deshalb komme ich jetzt 
zur materiellen Begründung, wieso die Motion überwiesen werden soll. Die Antwort des 
Stadtrats auf die Anfrage zur Verbreiterung des Zurlindenstegs, die dieser Motion voraus 
ging, hat ganz klar gemacht, dass eine Verbreiterung kein Thema ist. Es ist nicht wirt-
schaftlich realisierbar und der Steg, bzw. beide Stege, sind in ein paar Jahren am Ende ih-
rer Lebenszeit. Die geplante neue Tellibrücke wird erstens noch sehr lange auf sich warten 
lassen und zweitens wird sie das Platzproblem beim Zurlindesteg auch nicht lösen. Es geht 
dort um die Verbindung zwischen Telli und Scheibenschachen. Der Zurlindensteg ist aber 
die direkte Verkehrsachse für Velos und den Fussverkehr vom Scheibenschachen zum 
Bahnhof und die Innenstadt. Auch wenn die neue Tellibrücke dereinst stehen wird, wird es 
auf dem Zurlindensteg immer noch zu haarsträubenden Überhol- und Kreuzungsmanövern 
kommen. Es braucht also sowieso eine zusätzliche Lösung beim Zurlindensteg. Warten auf 
die neue Aarebrücke ist also aus zeitlicher und auch sonstiger Sicht keine Option. Viel-
leicht sind einige von euch ja etwas überfordert damit, dieser Motion, ohne dem Vorliegen 
einer ausführlichen Botschaft zustimmen zu können. An diejenigen möchte ich einfach fol-
gendes sagen: es geht hier noch nicht um einen definitiven Entscheid über ein konkretes 
Bauprojekt. Es geht darum einen Auftrag zu erteilen, eine Vorlage für einen Projektie-
rungskredit auszuarbeiten, also darum, jetzt mit den Arbeiten zu starten für entweder ei-
nen Ersatzneubau oder eine zusätzliche Brücke neben dem heutigen Steg. Wenn man 
ernsthaft für eine Entspannung der engen Platzverhältnisse auf dem Zurlindensteg ist, 
kann man hier schlicht nicht dagegen sein. Nun zu unseren Ausführungen bezüglich Ver-
zichts auf den Wettbewerb. Dies ist als ernst gemeinter Vorschlag zu betrachten, alle mög-
lichen Optionen in Betracht zu ziehen, um diesen Prozess nicht noch länger unnötig zu 
verlängern. Es bedeutet nicht, dass keine Ausschreibungen gemacht werden sollen oder 
keine unterschiedlichen Offerten eingeholt werden müssen. Aber es soll – wenn möglich – 
auf ein Architekturwettbewerb verzichtet werden, der einen nicht zu vernachlässigbaren 
Teil seiner Aufmerksamkeit auf optische Aspekte richtet. Wir wollen eine funktionale, si-
chere Brücke – kein Hingucker, der der Pont Neuf am Ende noch die Show stiehlt. Aber 
auch hier, sollte es aus welchem Grund auch immer, unbedingt einen Wettbewerb brau-
chen, so steht diese Motion dem nicht im Weg. Unser Wunsch auf den Verzicht auf einen 
Wettbewerb steht absichtlich lediglich in der Begründung und nicht im offiziellen Antrag 
der Motion. Ich bitte, diese Motion zu überweisen und das Versäumnis des Einwohnerrats 
vor mehr als zehn Jahren zu beheben. Damals stand eine günstigere Lösung dieses Prob-
lems im Zuge des Neubaus des Kraftwerk Rüchlig auf dem Tisch. Leider ist diese Lösung 
damals haarscharf gescheitert. 
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Lazlo Etesi, Mitglied: Ich spreche zu diesem Geschäft als Mitmotionär und auch für die SP-
Fraktion. Auf dem Zurlindensteg geht es manchmal zu und her wie im Wilden Westen. 
Oder noch besser, wie in einem Wimmelbuch: Aus dem Telli watscheln die Kindergarten-
kinder händehaltend und in Formation "Wolke" über den Steg – einige diskutieren, andere 
zählen die Fische, eines träumt. Zeitgleich flitzen von der anderen Seite her, etwas unkon-
trolliert und zufällig, die ganz Kleinen mit ihren Like-a-Bikes, Trottis und Velos links und 
rechts an Fussgängerinnen und Fussgängern vorbei. Gefolgt von ihren "Achtung"-rufenden 
Eltern, die mit dem kleinsten Familienmitglied und Wocheneinkauf im Anhänger hinterher-
fahren. Man hört "Obacht, Hund!" Soll doch der vorauspedalende Nachwuchs nicht dem 
Hündeler über die Leine oder gar in den Hund fahren. Zwischen Veloglocken, "Luäg doch 
es Bitzli" und viel gegenseitigem Kopfschütteln fliegt dann auch noch ein E-Bike mit gelber 
Nummer über den Steg. Das sehr bunte, aber eben halt auch "Nicht-So-Langsam-Verkehr"-
Verkehrsaufkommen wächst stetig. Allerdings wird dabei der Steg weder breiter, noch 
nimmt die Rücksichtnahme der Verkehrsteilnehmenden zu. Diese Entwicklung war abseh-
bar, gibt es, oder gab es doch in der Aarenau noch letzte Landreserven, die sich entwi-
ckeln liessen. Auch deshalb hat damals die Fraktion die Motion "Aareübergang Aarenau-
Telli für Fuss- und Veloverkehr" aus dem Jahr 2019 einstimmig überwiesen. Leider hat sich 
in den letzten vier bis fünf Jahren noch keine Lösung abgezeichnet und so wie es im Mo-
ment aussieht, ist eine baldige Lösung ungewiss. Die Problematik auf dem Zurlindensteg 
beschäftigt die Quartierbewohnerinnen und -bewohner jedoch mehr und mehr. Mit der Er-
öffnung der Tagesschule im kommenden August und die damit verbundene Nutzung des 
Stegs als Schulweg für die Schülerinnen und Schüler wird die Überquerung noch enger und 
gefährlicher. Mit der Überweisung dieser Motion soll ein erster konkreter Schritt zu einer 
Lösung dieses Engpasses geschaffen werden, unabhängig des anderen Projektes beim 
Rüchlig. Der Stadtrat soll uns in Jahresfrist einen Projektierungskredit unterbreiten, der die 
oben geschilderte gefährliche Wimmelbuchsituation adressiert. Die SP-Fraktion anerkennt 
das Problem und auch, dass es eine zeitnahe Lösung braucht. Eine Mehrheit wird deshalb 
die Motion unterstützen. Einige Fraktionsmitglieder werden sich jedoch allenfalls enthalten 
oder das Geschäft ablehnen, da für sie ungeklärte Punkte z.B. zu Zeithorizont 2025 oder 
die Auswirkungen des geforderten "pragmatischen Vorgehens" nicht abzuschätzen sind, 
ohne ausführliche schriftliche Botschaft. 

Werner Schib, Stadtrat: Ich habe mich zu diesem Geschäft schon eingangs geäussert. Der 
Stadtrat hat materiell nichts gegen das Geschäft einzuwenden. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da keine weiteren Voten vorliegen, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 37 Ja-Stimmen gegen 6 Nein-Stimmen, bei 4 Enthaltungen fol-
genden 

Beschluss 

Die Motion «Zeitnahe Lösung für den Zurlindensteg» wird an den Stadtrat überwiesen. 
 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Alexander Umbricht, Mitglied: Bevor ich einen Ordnungsantrag stelle, bitte ich den Stadt-
rat um Auskunft zum nächsten traktandierten Geschäft. Im Terminplan zum Neubau des 
Kindergartens Goldern steht der 16. Dezember 2024 für den Entscheid zum Zusatzkredit. 
Wenn alles nach Plan läuft, schafft man es bis Juli/August 2028, das Vorhaben umzuset-
zen. Vorausgesetzt, das Vorhaben kommt durch. Wenn wir nun nicht heute darüber disku-
tieren, verlängert sich dann der ganze Prozess um ein Jahr und wir müssen ins Proviso-
rium? Die Antwort darauf interessiert mich sehr. Wenn wir nun die nicht behandelten 
Traktanden verschieben, riskieren wir dann ein Provisorium, oder reicht es vollkommen, 
wenn wir die Traktanden im Januar besprechen?  

Hanspeter Thür, Stadtrat: Das Provisorium ist ab Baubeginn für zwei Jahre notwendig. 
Von dem Moment an, wo der Prozess ausgelöst wird. Wenn wir dieses Traktandum im Ja-
nuar 2025 behandeln werden, gehe ich nicht davon aus, dass der Baukredit vor Ablauf 
2025 greifbar sein wird. Das heisst, das Projekt startet sicher nicht vor 2026. Das Proviso-
rium ist für die Bauphase massgebend.  

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir verschieben die restlichen Geschäfte auf die nächste Sit-
zung im Januar 2025. Damit geht ein intensives Einwohnerratsjahr zu Ende mit neuen re-
gulatorischen Vorgaben wie mit dem neuen Einwohnerratsreglement und mit frischen Tra-
ditionen, dem Einwohnerratsausflug. Ich danke vor allem meinem Büro für die Unter-
stützung und die gemütlichen Treffen. Die Demokratie ist nie einfach und sie ist kein 
Selbstläufer, sondern Knochenarbeit. Manchmal ist sie auch unbequem. Und ab und zu 
sitzt hier noch jemand, der nicht alles durchwinkt, so wie es belieben würde. Als Demokra-
tin muss man manchmal auch unfreiwillig seine Frustrationstoleranz trainieren. Ich bin 
auch überzeugt davon, dass es sich lohnt, sich für die demokratischen Prinzipien und ei-
nen funktionierenden Rechtsstaat einzusetzen. Darum freue ich mich auch weiterhin auf 
die Zusammenarbeit mit dem Einwohnerrat und dem Stadtrat im kommenden Jahr. Ich 
wünsche allen einen guten Jahresabschluss. Jetzt lade ich den Einwohnerrat und den Stadt-
rat zum Apéro im Restaurant Waldmeier ein. Die Sitzung ist geschlossen. 
 
Schluss der Sitzung 21.25 Uhr 
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